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EDITORIAL 


Liebe Leserinnen, liebe Leser, 

In diesem Heft beschäftigt uns zunächst die 
Frage, welche Auswirkungen die technologi- 
sche Entwicklung auf das Arbeitsrecht hat. 
Rechtsanwalt Wolfgang Apitzsch geht diesem 
Problem für den Bereich des Arbeitskampf- 
rechts nach; Uwe Rühling bereitet diese Frage- 
stellung im Rahmen eines Tagungsberichts auf. 


‚Aus Oxford erhielten wir - gleichsam als Er- 
gänzung zu unserem Artikel „Keine neuen 
Gefängnisse mehr”in Heft 4/86 - einen Auf- 
satz, der diese Themenstellung aus englischer 
Sicht beleuchtet. Dies erscheint uns gerade 
auch deshalb besonders interessant, da die eng- 
lischen und walisischen Gefängnisse einen 
immensen Überfüllungsgrad erreicht haben 
und die konservative Regierung gegenwärtig 
eines der gigantischsten Gefängnis-Neubau- 
programme plant. 


Ferner enthält das vorliegende Heft den 2. Teil 
des Berichtes von Kai Ambos über die Klage 
Nicaraguas gegen die USA vor dem Interna- 
tionalen Gerichtshof. Ein weiterer Artikel, der 
weit über eine herkömmliche Rezension hinaus- 
geht, beschäftigt sich mit dem kürzlich er- 
schienenen Buch „Stammheim - Die notwen- 
dige Korrektur der herrschenden Meinung” 
des holländischen Rechtsanwalts und Straf- 
rechtsdozenten Pieter Bakker Schut. 


Aus der Rechtsprechung veröffentlichen wir 
zum einen ein Urteil, das die Rückforderung 
bereits gezahlter Wohnungsmaklergebühren 
zum Gegenstand, sowie einen Verwaltungsge- 
richtsbeschluß zum einstweiligen Rechtsschutz 
im Rahmen der sog. Mikrozensunserhebung. 


Verschiedene Kurzberichte, Buchbesprechun- 
gen und Materialien finden sich wie immer am 
Ende des Heftes. 


Und zuletzt: Dem aufmerksamen Leser wird 
auffallen, daß dieRubriken „Aus den Fachschaf- 
ten” und „Fortschrittliche Juristenorganisa- 
tionen” in diesem Heft fehlen. Sie werden im 
kommenden Heft 3/87 fortgesetzt werden. 


Eure Forum Recht Redaktion 


P.8.: Nachdrücklich möchten wir noch einmal aufdie 
Möglichkeit eines FORUM-RECHT-Abonnemts hin- 
weisen: das Abo kostetim Jahr (!) nur12.50DMfür4 
Hefte (da ist das Porto schon inbegriffen). Postkar 
te genügt. 

‘Wer uns weiter unterstützen will, der kann auch ein 
Förderabo zu 50,- DM im Jahr bestellen. 
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Technologische Entwicklung 
und Arbeitskampfrecht 


Einige Anmerkungen zur Auswirkung neuer Technologien 
auf das Arbeitskampfrecht 


Wolfgang Apitzsch‘, [% 


* Wolfgang Apitzsch ist Rechtsan- 
walt in Frankfurt mit dem Schwer- 
punkt Arbeitsrecht. 


In den letzten Wochen vergeht 
kaum ein Tag, an dem nicht ein Ar- 
beitsrechtsprofessor warnend sei- 
ne Stimme erhebt - zumeist uni- 
sono mit anderen Arbeitsrechts- 
Professoren, die er zu einem Kol- 
logium, Symposion oder auch nur 
einem Gedankenaustausch ein- 
geladen hat. Ererhebt seine Stim- 
me, um zu warnen vor Betriebsbe- 
setzungen und Betriebsblocka- 
denim kommenden Arbeitskampf, 
ja vor jeder Art der Besitzstörung 
nach $ 858 BGB, die erfür rechts- 
widrig hält und die daher gegebe- 
nenfalls auch- nach $ 859 BGB- 
mit Gewalt beantwortet werden 
darf. Nichtsanderesals das Recht 
zur Selbsthilfe des besitzge- 
störten Besitzers, das vom Gesetz 
selbst als Recht zur Gewaltan- 
wendung ausgestaltet ist, ist näm- 
lich gemeint, wenn etwas zurück- 
haltend formuliert wird, der Werk- 
schutz dürfe in solchen Fällen der 
Besitzstörung eingesetzt wer- 
den. 

Gleichzeitig erfährt der interes- 
sierte Zeitgenosse, daß angeblich 
aus den Reihen der Anwälte, Pro- 
fessoren und Rechtssekretäre, 
dieaufseiten derGewerkschaften 
tätig sind, auf den Arbeitstagun- 
gen und Symposien glücklicher- 
weise kein Ernstzunehmender 
seine Stimme erhob, um etwa die 
Besitzstörung, um die man sich 
sorgt, zu rechtfertigen. Ein merk- 
würdiger Widerspruch tut sich da 
auf: Einerseitswirdschonjetztdas 
Recht zur Gewalt der Besitzer 
konstituiert, andererseits ist dies 
ganz überflüssig, denn niemand 
rechtfertigt den befürchteten Zu- 
stand. Ein Widerspruch, dem 
nachzugehen sich möglicher- 
weise doch lohnt. 


Es könnte immerhin sein, daß die 
Frage, ob ein Betrieb besetzt oder 
blockiert wird, tatsächlich nicht 
von den Juristen entschieden wird, 
sondernvondenstreikenden oder 
ausgesperrten Arbeitern. Es könn- 
te sein, daß die Frage, ob und in 
welchem Maße heute von Gewerk- 
schaftsjuristen solche Kampffor- 
men akzeptiert werden oder nicht, 
in den kommenden Auseinander- 
setzungen höchst irrelevant ist, 
und es könnte ferner sein, daß die 
zutreffende Frage - mit der man 
sich auf Kongressen und Tagun- 
gen richtigerweise beschäftigen 
sollte - nicht die ist, welche Rech- 
te die Streikenden haben, son- 
dern die, welche ihnen unter ge- 
änderten Arbeitsbedingungen zu- 
stehen müssen. 

Es könnte ferner sein, daß die Ent- 
scheidungen getroffen werden und 
juristisch nachzuvollziehen sind 
nicht anhand der Vorschriften des 
bürgerlichen Rechts, sondern an- 
hand der konkreten Arbeitskampf- 
situationen unddem weiterzuent- 
wickelnden Arbeitskampfrecht, 
das auch für die Arbeitnehmer zu- 
mindest noch einen Streik mög- 
lich machen muß, will es nicht zu 
einer bloßen Hülle für die Über- 
macht der Arbeitgeber werden. 
Um diese Fragen zumindest rich- 
tig stellen zu können, ist es erfor- 
derlich, einerseits abzustecken, 
wodurch ein Streik überhaupt sei- 
ne Legitimation in unserer Verfas- 
sung besitzt, und es ist nötig, ab- 
zustecken, ob unter den geänder- 
ten Bedingungen des Arbeitsle- 
bens die tatsächliche Ausübung 
dieses Grundrechts noch in den 
tradierten Formen möglich ist. 
Vom Bundesarbeitsgericht wird in 
letzter Zeit das Arbeitskampfrecht 
zunehmend allein auf seine Funk- 
tion, Tarifverträge zuermöglichen, 
begrenzt. Dies ist meiner Mei- 
nung nach eine Begrenzung, die 


letzten Endes der Tatsache nicht 
gerecht wird, daß der Streik für die 
Arbeitnehmer - neben dem Wahl- 
recht - eine der wenigen, wenn 
nicht die einzige und für die Kon- 
stituierung des demokratischen 
Rechtsstaats die wichtigste Aus- 
drucksform konkreten politischen 
Willens ist, der auf seiten der Unt- 
ernehmer die vielfältigen und auch 
genutzten Möglichkeiten politi- 
scher Einflußnahme durch Pro- 
duktionsverlagerung, Kapitalver- 
schiebung, Druckausübung ge- 
genüber den politischen Reprä- 
sentanten gegenüberstehen. 
Das Bundesarbeitsgericht geht 
bei seiner Judikatur ganz erkenn- 
bar davon aus, daß das Arbeits- 
kampfrecht gesehen werden muß 
alseine Artgläserner Baustein der 
Verfaßtheit unseres Gemeinwe- 
sens: Da ein gerechter Lohn nicht 
dekretiert durch Gesetze und Ver- 
ordnungen festgestellt werden 
kann, gibt es im ansonsten durch- 
gehend gemauerten Gefüge der 
Rechtsordnung den gläsernen 
Baustein Arbeitskampfrecht, bei 
dem es darauf ankommt, die Be- 
dingungen zu sichern und zu 
schaffen, die es den insoweit legi- 
timierten Tarifvertragsparteien er- 
lauben, angemessene Arbeitsbe- 
dingungen festzusetzen. 

Damit dies funktioniert, müssen 
die Tarifvertragsparteien mit sol- 
chen Rechten ausgestattet sein, 
die sie in die Lage versetzen, sich 
in etwa gleichstark und von der 
Rechtsordnung insoweit ge- 
schützt im Arbeitskampf gegen- 
überzutreten und durch Druck 
und Gegendruck zum Abschluß 
von Tarifverträgen zu zwingen. 
Über die Frage der Kampfparität, 
der Gewährleistung gleicher Chan- 
cen, gibt es eine umfangreiche 
Rechtsprechung. Auffassung der 
Gewerkschaften ist, daß diese 
durch Zubilligung des Aussper- 


rungsrechts an die Unternehmer 
gestört werde, eine Auffassung, 
die vom Bundesarbeitsgericht 
nicht geteilt wird, wenngleich es 
die Aussperrung dem Streikrecht 
nicht gleichgewichtig gegenüber- 
stellt. 

Das Bundesarbeitsgericht hat die 
Kernfrage des Tarif- und Arbeits- 
kampfrechts - nämlich: wie sich 
das Kräfteverhältnis der sozialen 
Gegenspieler am Verhandlungs- 
tisch darstellt und welche kom- 
pensatorischen Kampfmittel zur 
Verfügung stehen müssen-in der 
Aussperrungsproblematik anhand 
einer typisierenden Bewertung 
dertatsächlichen wirtschaftlichen 
und sozialen Gegebenheiten ent- 
schieden. 

Dabei hat es eine rein formale 
Sicht der „Waffen” der Tarifver- 
tragsparteien + wie sie früheren 
Entscheidungen zugrunde lag - 
verworfen und ausgeführt: „Ein 
funktionierendes Tarifvertrags- 
system setzt annähernd gleichge- 
wichtige Verhandlungschancen 
dersozialen Gegenspieler voraus. 
Das erforderliche Gleichgewicht 
läßt sich aber weder formal fingie- 
ren noch normativ anordnen, es 
muß wenigstens in groben Zügen 
tatsächlich feststellbar sein.” 
(BAG vom 10.6.1980) 

Bei der Frage der Rechtmäßigkeit 
der jeweils gewählten Kampffor- 
men kann also das tatsächliche 
Kräfteverhältnis der Tarifvertrags- 
parteien nicht außer acht gelas- 
sen werden. Ganz offensichtlich 
aber wird es auf den Symposien, 
von denen oben die Rede war, 
ständig außer acht gelassen. Wel- 
che Hilfe bietet zur Klärung der 
Macht der beiden Gegenspieler 
und der zuzubilligenden Kampf- 
formen denn eine Exegese des 
Bürgerlichen Gesetzbuches, das 
in den herangezogenen Paragra- 
phen den absoluten rechtmäßi- 
gen Besitzer vor jedermann 
schützt, mit der hier zu beachten- 
den Problemstellung aber kaum 
noch entfernt etwas zu tun hat? 
Nach meiner Ansicht überhaupt 
keine, es kann nur die schon heu- 
te im Geiste hinzueilenden Besitz- 
diener, den Werkschutz, zu Ge- 
waltausübungen im Sinne des $ 
860 BGB animieren, nicht aber zu 
einer Übereinstimmung über die 
heranzuziehenden Rechtsregeln 
nützlich werden. 

Betrachtet man aber mit dereben 
erwähnten Entscheidung des Bun- 
desarbeitsgerichtes die tatsäch- 
lichen Verhältnisse, unter denen 
sich Arbeitskampf vollzieht, dann 
kann man sich schlicht der Tatsa- 


che nicht entziehen, daß diese 
sich in einigen Bereichen bereits 
heute erheblich gegenüber der 
Vergangenheit zum Nachteil der 
Arbeitnehmer so verändert hat, 
daß diese - ändern sie nicht ihre 
Kampfformen-wieder auf das kol- 
lektive Betteln verwiesen sein 
könnten, auf das sie nach Maß- 
gabe unserer Rechtsordnung eben 
nicht verwiesen sein sollten. 
Gemeint ist eine technologische 
Entwicklung, die in ihren Auswir- 
kungen für den Arbeitskampf of- 
fenbar überhaupt noch nicht be- 
dacht worden ist - allenfalls in der 
Form gesetzgeberischen Tätig- 
werdens im Falle der kalten Aus- 
sperrung durch die Änderung des 
& 116 AFG zum Nachteil der Ge- 
werkschaften kalkuliert und ein- 
gesetzt wurde. Gemeint ist nicht 
eine verantwortungslose oder mo- 
dische oderdie bisherigen Erfolge 
der Arbeiterbewegung für nichts 
haltende Desavouierung der ge- 
schichtlich tradierten Arbeits- 
kampfformen, die in weiten Berei- 
chen des augenblicklichen tarif- 
lichen Geschehens - jedenfalls 
ohne dieAussperrunginallenihren 
Formen - gewaltvermeidend den 
erforderlichen Druck ausüben. 
Sichtbar wird diese Entwicklung 
insbesondere im Bereich der 
Druckindustrie, in der schon im 
letzten Streik den Streikenden die 
Häme gezeigt wurde, daß der Be- 
trieb im Falle des Streikes auch 
„hne sie aufrechterhalten werden 
kann. Hier verlagerte sich der Ar- 
beitskampf bereits im Vorjahr häu- 
fig auf die Frage der Auslieferung 
des Produktes, der Zeitungen und 
sonstigen Druckerzeugnisse, 
nachdem dessen Erstellung mit 
Hilfe der modernen Technik und 
einigen wenigen unvermeidlichen 
Streikbrechern möglich gewor- 
den war. Hier stehen eben nicht 
mehr alle Räder still, wenn der 
starke Arm der Arbeiter es will. Die 
technologische Entwicklung hat 
es vielmehr möglich gemacht, Ar- 
beitsergebnisse zu speichern und 
zu beliebigen Zeitpunkten - und 
ebenimStreik-vonanderen abru- 
fen zu lassen. 

Durch die Speicherung der Arbeit 
und ihre zeitliche Versetzbarkeit 
wiederum ist es möglich, die Ar- 
beitnehmerzu ihren eigenen Streik- 
brechern zu machen. Artikel, Auf- 
sätze, ganze Bücher und die zu 
ihrem Druck erforderliche Arbeits- 
leistung sind zu beliebigen Zeit- 
punkten in derEDV eingespeichert 
und zu beliebigen Zeitpunkten ab- 
rufbar. Die vorherige Arbeit der 
Drucker ist reproduzierbar gewor- 


den, die Maschine reproduziert 
das früher von Hand erstellte An- 
zeigenformat, sie ist nicht stets 
aufs neue aufden eigentlichen Ur- 
heberangewiesen. Die Zeitung ist 
schlechter, aber sie erscheint. 
Der legitim Druck ausübende Ar- 
beitnehmer übt infolgedessen den 
Druck zunächst gegen sich und 
seine Organisation aus. Er hat zu- 
vor nicht verhindern können, daß 
seine Arbeit in die Maschinerie ein- 
ging, nunmehr kehrt diese sich 
gegen ihn, den Streikenden. Das 
bestreikte Produkt erscheint, der 
gewünschte legitime Druck fällt 
auf ihn zurück. Seine Verhand- 
lungsmacht schwindet. 
Darüberhinaus ist die Arbeitslei- 
stung nicht mehr an den Ort ge- 
bunden, an dem sie erbracht wur- 
de, ist in Sekundenbruchteilen 
übertragbar an andere Stellen und 
in andere Zusammenhänge. Der 
Redakteur der nicht bestreikten 
Zeitung beliefert die bestreikte 
automatisch mit- gegebenenfalls 
ohne es zu wissen. Das Produkt 
wird nicht nur rationeller erstellt, 
seine Erstellung ist auch nicht 
mehr an Zeit und Ort gebunden, 
den Streikenden entzieht sich der 
„Betrieb”, der Ort desZusammen- 
wirkens der vielen Arbeitnehmer. 
Dieser liegt in den Strukturen der 
EDV, nicht länger am Platze, wo 
die Menschen arbeiten. 
Auszumachen istnoch derOrt der 
Auslieferung, der Transport ist be- 
streikbar, die Arbeitsleistung ak- 
tuell nicht vollständig vorenthalt- 
bar, weil schon erbracht. 

Von daher ist es selbstverständ- 
lich, daß sich die Streikenden ge- 
gen die Auslieferung wehren, die 
in aller Regel durch Dritte vorge- 
nommen wird. Es läßt sich auch 
durch das Herunterdeklinieren 
der Besitzstörungsregeln des BGB 
nicht verhindern, daß das Streik- 
recht dort wahrgenommen wird, 
wo es noch wahrgenommen wer- 
den kann, durch Blockaden oder 
Besetzungen. 

Wer an dieser Stelle Gewalt fürch- 
tet, wem daran gelegen ist, das 
Streikrecht zu schützen und gleich- 
wohl physische Gewalt zu verhin- 
dern, der sollte nicht auf Rechts- 
regeln gegen Diebe verweisen, 
sondern nach Lösungsmöglich- 
keiten suchen, die nicht zur Über- 
macht der einen, der Unterneh- 
merseite, über die andere Seite,, 
die Streikenden, führen. 

Wie in vielen anderen Bereichen 
der Berücksichtigung der Belan- 
ge der Arbeitnehmer bei Einfüh- 
rung der EDV in Betrieben, könnte 
esauch hierhilfreich sein, aufdem 


Niveau der EDV-Technik nachzu- 
bilden, was vor ihrer Einführung 
Konsens war. Vor Einführung der 
Technologie und selbstverständ- 
lich noch heute ist es gesicherte 
arbeitsrechtliche Erkenntnis, daß 
ein Arbeitnehmer Streikbrecher- 
arbeit verweigern darf. Wird die 
(Teil-Jproduktion eines bestreik- 
ten Betriebes von einem anderen 
Betrieb übernommen, so können 
die dort nicht streikenden Arbeiter 
sich auf die Unzumutbarkeit der 
ihnen zum Nachteil ihrer Kollegen 
angesonnenen Tätigkeit berufen. 
Niemand kann zur Streikbrecher- 
arbeit gezwungen werden. 

Trifft aber zu, wasoben gesagt wur- 
de, nämlich daß durch die zeitliche 
Versetzbarkeit der Arbeitslei- 
stung auf dem Gebiet der EDV- 
Technik der streikende Arbeiter 
zu seinem eigenen Streikbrecher 
gemacht wird, so muß ihm - hält 
man den hier vertretenen Gedan- 
ken für diskussionswürdig - das 
Recht eingeräumt werden, auch 
diese Streikbrucharbeit zu verhin- 
dern. Die zeitliche und örtliche 
Beherrschung seiner eigenen Ar- 
beit muß ihm - und sei es nach- 
träglich - im Falle des Arbeits- 
kampfes wieder eingeräumt wer- 
den. 

Um nichts anderers geht es nach 
meiner Ansicht, wenn von Blocka- 
de und Betriebsbesetzung in hoch- 
technisierten Betrieben gespro- 
chen wird. Die Arbeiter lassen sich 
nicht verdrängen aus ihrer Rolle 
als die Schöpfer der Arbeitslei- 
stung. Umgekehrt: eine Rechts- 
ordnung, die es möglich macht, 
den Arbeitnehmer im Arbeitskampf 
nicht nur tatsächlich zur Druck- 
ausübung mit legalen Mitteln un- 
fähig und damit zum Tarifbettlerzu 
degenerieren, sondern darüber 
hinaus auch den arbeitenden Men- 
schen in die Situation zwingt, daß 
seine eigene Arbeitsleistung sich 
unmittelbar gegen ihn kehrt, eine 
solche Rechtsordnung wird keine 
Anerkennung bei den Betroffenen 
finden. 

Sie machte es dann allerdings un- 
abweislich, daß nicht nur geprüft 
wird, wann der Werkschutz sich in 
Bewegung setzt. Es ist also drin- 
gend an der Zeit, die Kampf- 
paritäten angesichts der neuen 
Technik neu zu bedenken. Wer 
Gewalt im Arbeitskampf verhin- 
dern will, darf sie nicht nur bei den 
Streikenden suchen, ermuß ihren 
denkbaren Ausgangspunkt auch 
in den Strukturen dieser neuen 
Technologie und bei denen su- 
chen, die diese Technik gegen die 
Arbeitenden kehren wollen. 


Arbeitsrecht 


- Ein Kongreßbericht 


Der Arbeitskreis marxistische 
Staats- und Rechtstheorie des In- 
stituts für Marxistische Studien 
und Forschungen (ISMF) führte 
am 21. Feburar 1987 in Frankfurt 
eine Diskussionsveranstaltung 
durch, an derssichca. 100 Teilneh- 
mer, vorwiegend Juristinnen und 
Juristen, beteiligten. 

Zum Thema „Arbeitsrecht im Um- 
bruch” sprachen Klaus Pickshaus 
(IMSF), Prof. Dr. Wolfgang Däubler 
(Universität Bremen), Henner 
Wolter (Justitiar der IG Druck und 
Papier) sowie Dr. Manfred Bobke 
(Wirtschafts- und Sozialwissen- 
schaftliches Institut des DGB). 


K. Pickshaus: 
Wende 
ohne Ende? 


Im Mittelpunkt des Beitrages 
„Wende ohne Ende?” von Klaus 
Pickshaus stand die These, daß in 
der Wirtschafts- und Sozialpolitik 
mit einer verschärften Fortset- 
zung des eingeschlagenen Kur- 
ses zu rechnen ist. „Bremsaktio- 
nen” sind eher in den Bereichen 
der Außen- und Innenpolitik zu er- 
warten. 

Die Wende ‘82 war vor allem Aus- 
druck eines grundlegenden Stra- 
tegiewechsels in der Reaktion auf 
verschlechterte Kapitalver- 
wertungsbedingungen. Die mas- 
sive Unterstützung des Kapitals 
für die Koalition im Bundestags- 
wahlkampf 1986/87 ist Indiz für 
die nach wie vor vorhandene ge- 
schlossene Unterstützung dieser 
Strategie. Der „ausufernde Sozial- 
staat” wird als „Grundübel” der 
wirtschaftlichen Krise betrachtet. 
Ihre Überwindung erfordere mehr 
„Markt”, die „Beseitigung inve- 
stitionshemmender Vorschriften”, 
einen Umbau des gesamten Sys- 
tems („Deregulierung” und „Flexi- 
bilisierung” als Stichworte) und 
eine Beschränkung der gewerk- 
schaftlichen Möglichkeiten. 


Die wachsende Aushöhlung des 
„Normal-Arbeitsverhältnisses” 
stärkt die Bedeutung der Arbeits- 
losenreserve als Druckinstrument 
auf die Arbeitnehmer und die Ge- 

werkschaften. 

Die „Wende-Papiere” von Lambs- 
dorff und George sind nicht nur 
Papier geblieben. Hinzuweisen ist 
auf das sog. „Beschäftigungsför- 
derungsgesetz” und auf die Ände- 
rung des $ 116 AFG. Allerdings 
gehört zu dieser Betrachtung 
auch, daß vieles aufgeschoben 
werden mußte (z.B. die Änderun- 
gen des BetrVerfG), weil das Wi- 
derstandspotential der Arbeitneh- 
mer und der Gewerkschaften un- 
terschätzt wurde. Dieses Poten- 
tial äußerte sich insbesondere in 
den Arbeitskämpfen des Jahres 
1984, die zu einem Einstieg in 
die 35-Stunden-Woche führten, 
und in der Breite der Bewegung 
gegen die Änderung des $ 116 
AFG. 

Aus all dem folgt, daß die Gewerk- 
schaftsfrage nach wie vor die 
Schlüsselfrage des konservativen 
Umbaus bleibt. Die Konfliktlinien 
des Bundestagswahlkampfes, 
auch innerhalb der Koalition, und 
das Wahlergebnis selbst zeigen, 
daß die Bundesregierung „druck- | 
empfindlich” bleiben wird, wenn 
sie die vom BDI eingeforderte Fort- 
setzung des „Wendeprogramms” 
durchsetzen will. Als vorausseh- 
bare Konfliktfelder nannte Picks- 
haus: 

- Die Wende im Arbeitsrecht wird 
fortgeführt werden. Zentraler An- 
griffspunkt wird das Betriebsver- 
fassungsgesetz sein. 

-Die „Privatisierung” der sozialen 
Sicherung wird neue Dimensio- 
nen erreichen. Mit der Wiederein- 
führung von 
Karenztagen 
im Krank- 
heitsfalle 

ist zu 
rechnen. 


im Umbruch 


- Es ist erneut mit einem Verbän- 
degesetz, zumindest aber mit wei- 
teren Streikrechtseinschränkun- 
gen zu rechnen. 

Ausschlaggebend für das Tempo 
der fortgesetzten Wende ist der 
Ausgang des Arbeitskampfes im 
Frühjahr 1987. Die Führungen der 
Unternehmensverbände sind of- 
fensichtlich zum Konflikt bereit. 
Der Spielraum für Verhand- 
lungskompromisse ist angesichts 
des stattfindenden Abschwungs 
und des Zustandes der Weltwirt- 
schaft gering. Konkrete Arbeits- 
kampfvorbereitungen wurden 
schon im Vorfeld der Tarifverhand- 
lungen getroffen. Weiter ist es 
kaum anzunehmen, daß die Unter- 
nehmensführungen die wesent- 
lich verschlechterten gewerk- 
schaftlichen Kampfbedingungen 
ungenutzt verstreichen lassen 


(Desaster um die gemeinwirt- 
schaftlichen Unternehmen der 
Gewerkschaften und die Ände- 
rung des $ 116 AFG). 


Die gewerkschaftlichen Positio- 
nen sind dabei nicht in sich ge- 
schlossen. Vor allem der DGB- 
Kongreß 1986, verpackt in die 
sog. „Bündnisdebatte”, machte 
zwei Positionen deutlich. Auf der 
einen Seite warnte Hermann Rap- 
pe, Vorsitzender der IG Chemie, 
als Repräsentant des sozialpart- 
nerschaftlichen Flügels, die Ge- 
werkschaften davor, sich gegen- 
über den Arbeitgebern und dem 
Staat zu „übernehmen”. Diese 
Warnung erfolgt mit deutlichen 
Hinweis auf die Erfahrungen der 
Bergarbeiter in Großbritannien. 
Auf der anderen Seite drängten 
die IG Metall und die HBV deut- 
licher als je zuvor auf die gewerk- 
schaftliche Autonomiegegenüber 
dem Staat. 

Im Arbeitskampf 1987 sind deutli- 
che Unterschiede zum Arbeits- 
kampf des Jahres 1984 festzu- 
stellen. Damals stand dem Ein- 
stieg in die 35-Stunden-Woche 
die Alternative des Vorruhestands 
gegenüber. Heute sind die Kon- 
fliktlinien komplizierter. Einerseits 
ist die Akzeptanz der35-Stunden- 
Woche gewachsen, andererseits 
scheint aber die Ablehnung der 
Flexibilisierungskonzepte der Ar- 
beitgeber bei den Gewerk- 
schaften nicht mehr eindeutig zu 
sein (z.B. die Diskussion um die 
Samstagsarbeit zwischen den 
Gewerkschaften). 


W. Däubler: Neue 
Technologien und 
Arbeitsrecht 


Der Vortrag von Prof. Dr. Wolfgang 
Däubler zum Thema „Neue Tech- 


: nologien und Arbeitsrecht” unter- 


suchte die spe- 
zifischen Aus- 
wirkungen der 


2 A Neuen Techno- 
logien auf das 
Arbeitsrecht. 


Im Bereich kerntechnischerAn- 
lagen ist die arbeitsrechtliche 
Ordnung überlagert durch öffent- 
lich-rechtliche Ordnungen im In- 
teresse der kerntechnischen Si- 
cherheit. So überlagern beispiels- 
weise Nebenbestimmungen zu 
Verwaltungsakten oder Vertrags- 
bestimmungen bei der Vergabe 
von öffentlichen Aufträgen Mitbe- 
stimmungsrechte des Betriebsra- 
tes aus dem Betriebsverfassungs- 
gesetz, sie überlagern damit Ge- 
setzesrecht. Kr 
Diese öffentlich-rechtliche Über- 
lagerung des Arbeitsrechts be- 
ginnt schon mit rigiden Sicher- 
heitsüberprüfungen bei der Ein- 
stellung, die dann regelmäßig wie- 
derholt werden. Die Arbeit selbst 
wird stark kontrolliert (Zugangs- 
kontrollen mit maschinenlesba- 
ren Ausweisen, Einrichtungen zur 
Videoüberwachung im Gefahren- 
falle). Von der Öffentlichkeit kaum 
wahrgenommen ist die Bedeu- 
tung des bewaffneten Werkschut- 
zes. Dem Verwaltungsgerichtshof 
Mannheim zufolge kann eine Ge- 
nehmigungsbehörde die Bewaff- 
nung des Werkschutzes einer 
kerntechnischen Anlage zur Auf- 
lage machen. Das VG hat sich im 
Ergebnis auf eine bloße Willens- 
kontrolle der Behörde zu be- 
schränken. Für Däubler ist es be- 
merkenswert, wie hier das staatli- 
che Gewaltmonopol, das vor dem 
Bauzaun verteidigt werden soll, 
dahinter keine Rolle mehr spielt. 
Bei der Frage des bewaftneten 
Werkschutzes geht es aber nicht 
nur um den Schutz vor Eindringlin- 
gen, sondern auch um sog. „In- 
nentäter”, d.h. um die Beschäftig- 
ten selbst. Das Grundrecht auf Le- 
ben und Gesundheit tritt im Kon- 
fliktsfalle in die Bedeutungslosig- 
keit zurück. 

Nach Däubler reichen die traditio- 
nellen „Verhandlungssysteme” 
(das kollektive Arbeitsrecht) in Fäl- 
len, indenen mögliche Auswirkun- 
gen über den Arbeitsplatz hinaus- 
gehen, nicht mehr aus, um Arbeit- 
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nehmerinteressen zu verteidigen. 
Im kerntechnischen Bereich ist 
dies besonders perfektioniert. In 
anderen Bereichen mitähnlichem 
Gefährdungspotential, so in der 
chemischen Industrie, ist eine 
solche Entwicklung ebenfalls 
denkbar. 
Informationstechnologien, die 
die geistige Arbeit des Menschen 
ersetzen, eröffnen im Betrieb 
Möglichkeiten der technischen 
Flexibilisierung der Produktion, 
die die Möglichkeit der personel- 
len, arbeitszeitbezogenen Flexibi- 
lisierung vervielfachen. Vor allem 
dadurch, daß Entfernungen eine 
immer geringere Rolle spielen, 
elektronische Heimarbeit oder 
elektronische Nachbarschafts- 
büros möglich werden, wird der 
„soziale Ort Betrieb” zunehmend 
ausgedünnt. Das Arbeitsrecht hat 
darauf auf normativer Ebene 
kaum reagiert. Das Funktionieren 
bestehender Arbeitsrechtsnor- 
men aber hat sich verändert. 
Einen weiteren Entwicklungspro- 
zeß, der mit der Einführung Neuer 
Informationstechnologien einher- 
geht, charakterisiert Däubler als 
einen Prozeß rapider Entwertung 
spezieller Qualifikationen einer- 
seits und dem Bedürfnis einer 
„gesamtgesellschaftlichen Ein- 


heitsqualifikation” für die Arbeit 
am Computer andererseits. 


Eine Reaktionsmöglichkeitaufdie 
Auflösung des „sozialen Ortes Be- 
trieb” sieht Däubler darin, sicher- 
zustellen, daß „Fernarbeiter” in 
die Sozialstrukturen des Betrie- 
bes eingebunden bleiben oder 
werden. 


Auch solchen Arbeitnehmern soll- 
te ein Teilnahmerecht an Betriebs- 
versammlungen eingeräumt wer- 
den. Auch auf sie sollte sich die 
Zuständigkeit des Betriebsrates 
erstrecken - unabhängig von der 
Rechtsform, in der sie tätig sind. 

In diesem Zusammenhang wurde 
aber deutlich, welche Probleme 
inzwischen der „klassische” Be- 
triebsbegriff des BetrVerfG auf- 
wirft. Einkaufszentren wie moder- 
ne „Technologiezentren” haben 
meist keine Betriebsräte, da es 
sich bei ihnen nicht um einen ein- 
heitlichen Betrieb im Sinne des 
BetrVerfG handelt. sie bestehen 
aus zahlreichen, juristisch selb- 
ständigen „Einzelbetrieben”. In 
diesen Bereichen fällt das kol- 
lektive Arbeitsrecht als Arbeitneh- 
merschutzrecht weitgehend aus. 


Däubler machte deutlich, daß sich 
inunserer Gesellschaft der Begriff 
der „Schlüsselindustrie” geändert 
hat. Die modernen Informations- 
technologien haben eine Bedeu- 
tung erlangt wie einst die Grund- 
stoffindustrie in den Sozialisie- 


rungsdiskussionen der Nach- 
kriegszeit. 

Im Vergleich zu den bisher skiz- 
zierten Problemen beobachtet 
Däubler eine relativ weite Entwick- 
lung des personenbezogenen 
Datenschutzes im Betrieb. $ 87 | 
Ziff. 6 BetrVerfG unterwirft nicht 
nur die elektronische Erfassung 
personenbezogener Daten, son- 
dern auch die manuelle Datener- 
fassung (z.B. auf Fragebögen) der 
Mitbestimmung des Betriebsra- 
tes. Das BAG hat weiter jede Aus- 
wertung von Daten der Mitbestim- 
mungspflicht unterworfen. Es gibt 
also kein alleiniges „Datennut- 
zungsrecht” des Arbeitgebers. 

In diesen Bereichen kristallisiert 
sich eine neue Haltung der Ge- 
werkschaften heraus. Die traditio- 
nelle Haltung der Gewerkschaf- 
ten war es, Auswirkungen der 
Technik auf den Menschen sozial- 
verträglich zu gestalten. Das Cha- 
rakteristische an der neuen Hal- 
tung ist, daß jetzt Einsatz und Nut- 
zung der Technik selbst als rege- 
lungsbedürftig erkannt werden. 
Die Gefahren der Gentechnolo- 
gie im Produktionsprozeß beste- 
hen vorwiegend in der Genom- 
analyse, der genetischen Durch- 
leuchtung der Arbeitnehmer. Die 
Ware Arbeitskraft wird in den Per- 
sonalbüros noch ein Stück trans- 
parenter. Arbeitsmarktpolitisch 


entsteht eine neue Gruppe „Be- 
hinderter”, wenn die Genomana- 
Iyse dazu führt, daß Arbeitnehmer, 
die eine genetisch bedingte „An- 
fälligkeit” gegen bestimmte Ar- 
beitsplatzbelastungen haben, auf 
diesen Arbeitsplätzen nicht mehr 
eingesetzt werden. Kapitalisti- 
sche Rationalität führt dazu, daß 
eher die Arbeitnehmer ausge- 
tauscht werden als Arbeitsplatz- 
belastungen abgebaut werden. 
Für Gewerkschaften und Betriebs- 
räte bleibt dagegen nur ein ent- 
schiedenes NEIN. 

In seinen Schlußbemerkungen 
vertritt Däubler die Auffassung, 
daß das Mitbestimmungskon- 
zept der Gewerkschaften verän- 
dert werden muß. Die Gewerk- 
schaften müssen realisieren, daß 
die Entscheidung nicht im Parla- 
ment, sondern’in den Direktions- 
etagen der Ministerien und Unter- 
nehmen fallen. Hier muß das tra- 
ditionelle Sachverständnis über- 
prüft werden. Die Exekutive ist 
kein Sonderbereich, der von der 
Mitbestimmung der Betroffenen 
ausgenommen sein darf. Aber die 
Mitbestimmung muß sich auch in- 
haltlich verändern. Sie kann sich 
nicht auf das Verfahren kon- 
zentrieren („Wenn erst unsere 
Leute am Tisch sitzen ...”), sie 
muß sich auch auf die Sachent- 
scheidungen sozialverträglicher 
Technik erstrecken. Einer der An- 
knüpfungspunkte im bestehen- 
den Recht ist Däubler zufolge die 
Forschungsförderung. Der Ver- 
gabe von Forschungsmitteln könn- 
ten Ausschüsse vorangestellt wer- 
den, indenen die Gewerkschaften 
und andere soziale Gruppen ver- 
treten sind. 

Erst mit einer derart veränderten 
Mitbestimmungskonzeption ist die 
Grundlage für die Entwicklung ei- 
ner positiven Vorstellung von so- 
zialverträglicher Technik geschaf- 
fen. Däubler ist der Auffassung, 
daß ein Konsens hier eher zu er- 
reichen sei, als bei der Verände- 
rung von Verteilungsrelationen. 


H. Wolter: 
Gewerkschaft- 
licher Umgang 
mit Arbeitsrecht 


Der Praktiker Henner Wolter lie- 
ferte mit Absicht in seinem Referat 
keine Neukonzeption gewerk- 
schaftlichen Umgangs mit dem Ar- 
beitsrecht. Fürihn ist kein Entwurf 
in Sicht, der in praktische Politik 
umsetzbar sei. (Vgl. im einzelnen 

Henner Wolter, Thesen zum ge- 

werkschaftlichen Umgang mit Ar- 

beitsrecht, DuR (3) 1986, 289; 

ders., Für ein besseres Arbeits- 

recht, Hamburg 1986). 

Seine Konsequenzen brachte er 

auf den Punkt: „So gut wie mög- 

lich weiterwursteln.” 

Zu diesem „So gut wie möglich” 

gehört für Wolter aber auch: 

1. Der Abbau des Qualifikations- 
defizites gewerkschaftlicher 
Vertreter gegenüber den Ar- 
beitgebern. 

. Die Aushandlung juristisch bes- 
serer Tarifverträge unddie strik- 
tere Verzahnung von tariflicher 
und betrieblicher Ebene. 

3. Die bessere Koordination des 
Einsatzes rechtlicher und politi- 
scher Instrumente, vor allem im 
Arbeitskampf. 

4. Empirie, Kollektivität des Ar- 
beitsprozesses und soziale Be- 
troffenheit müssen in Zukunft 
stärkerer Bestandteil der juristi- 
schen Argumentation von Ge- 
werkschaftsvertretern werden. 

5.Die @ewerkschaften müssen 
deutlichere rechtspolitische 
Schwerpunkte setzen. 

6. Die Koordination zwischen den 
Gewerkschaften untereinander 
sowie zwischen Gewerkschaf- 
ten und Wissenschaft muß ver- 
bessert werden. 


» 


M. Bobke: 
Zukunft 
ohne Streik? 


In seinen Ausführungen unter 
dem Titel „Zukunft ohne Streik?” 
(vgl. im einzelnen Manfred Bobke, 
Arbeitskampfrecht im Umbruch. 
Zur Zukunft von Streikfreiheit und 
Tarifautonomie, WSI-Mitteilungen 
(3) 1986, 227) sah Dr. Manfred 
Bobke eine Zangenbewegung zur 
Einschränkung des Streikrechts. 

Die Schwächung der gewerk- 
schaftlichen Bastionen in den ak- 
ten Schlüsselindustrien (Eisen, 


Kohle, Stahl) wird ergänzt durch 
betriebliche Einschränkungen der 
gewerkschaftlichen Position. Mit 
derKonzeption derintegiertenfle- 
xiblen Fertigung wurden Instru- 
mente geschaffen, die eine inter- 
nationale, wirksame Steuerung 


von Produktionsverlagerungen 
zwischen in- und ausländischen 
Produktionsstätten ermöglichen 
und die Verspätungen im Pro- 
duktionstakt auf höchstens 24 
Stunden beschränken. In der Un- 
ternehmensstruktur großer Mono- 
polunternehmen läßt sich dabei 
zum einen eine Segmentierung, 
Aufspaltung, Auslagerungvon Pro- 
duktion auf juristisch selbstän- 
dige, ökonomisch aber abhängige 
Unternehmen auf der einen Seite 
beobachten, auf der anderen Sei- 
te erfolgt aber gleichzeitig eine 
Konzentration der ökonomischen 
Gewalt undeine Straffung derEnt- 
scheidungsstrukturen. Neue Streik- 
strategien der Gewerkschaften 
unter Wiederbelebung alter For- 
men müssen entgegengesetzt 
werden. Der Arbeitskampf am Ar- 
beitsplatz kann den Streikbruch 
verhindern! 

Bobke zufolge ist über die Diskus- 
sion auf den Gewerkschaftstagen 
im letzten JahrvielVerwirrungent- 
standen, da das Kampfmittel „Be- 
triebsbesetzung” überhöht wur- 
de. Hier fordert Bobke die Phanta- 
sie zur Differenzierung heraus. Als 
Reaktion auf Teilstillegungen und 
Arbeitslosigkeit könnte die Wei- 
terproduktion unter der Leitung 
der Arbeitnehmer eine Form der 
„Betriebsbesetzung” sein. Auch 
als Umweltprotest in Anlehnung 
an Greenpreace-Aktionen seien 
sie denkbar. 

Bobke fordert die anwesenden 
Juristen auf, gegen alle Versuche 
der neumodischen Mobilisierung 
des Zivilrechts und der altmodi- 
schen Mobilisierung des Straf- 
und Polizeirechts gegen den 
Streik die verfassungsrechtliche 
Verortung des Streikrechts zu 
setzen. 


4. Begründetheit 
der Ansprüche 
Nicaraguas 


4.1. Internationales 
Vertragrecht 


Nicaragua machte in seinem Kla- 
geantrag Rechtsverletzungen der 
USA aus vier Verträgen geltend: 
- Aus Art. 2 IV der UN-Charta, der 
die Drohung oder den Gebrauch 
von Gewalt gegen die territoriale 
Integrität und politische Unabhän- 
gigkeit eines Staates untersagt. 
-Aus Art. 18 der Charta der Orga- 
nisation Amerikanischer Staaten, 
derjegliche Form von Intervention 
in die inneren und äußeren Ange- 
legenheiten eines Staates verbie- 
tet. 

- Aus Art. 20 des gleichen Vertra- 
ges, der die territoriale Unver- 
sehrtheit garantiert. 

- Aus Art. 8 der „Convention on 
Rights and Duties of States”, der 
eine Intervention verbietet. 

- Aus Art. 1 Ill der „Convention 
concerning the Duties and Rights 
of States in the Event of Civil Stri- 
fe”, der die Lieferung von Waffen 
und Kriegsgerät nach Nicaragua 
verbietet, außer wenn die Liefe- 
rungfür die Regierung von Nicara- 
gua bestimmt ist. 

Daesssich dabei ausnahmslos um 
multilaterale Verträge handelt, 
kam die Anwendung des Vanden- 
bergs- oder multilateralen Ver- 
tragsvorbehalts in Betracht. Diese 
schließt die Anerkennung der zwin- 
genden Rechtssprechung im Sin- 


Völkerrecht: 
Nicaragua 


Der „geheime Krieg” 


ne der US-Erklärung von 1946 aus, 
wenn es sich um Streitigkeiten in- 
nerhalb eines multilateralen Ver- 
trages handelt und weder alle Par- 
teien, die durch die Entscheidung 
berührt sein könnten, im Verfah- 
ren anwesend sind, noch die USA 
speziell der Rechtsprechung zu- 
gestimmt hat (s. schon oben unter 
2.1.). Der vorliegende Streitfall ist 
aufgrund der Vertragsansprüche 
Nicaraguas eine Streitigkeit be- 
züglich multilateraler Verträge, in 
denen die USA, EI Salvador und 
Nicaragua Parteien sind. Da EI 
Salvador zweifellos durch die Ent- 
scheidung „berührt” würde, je- 
doch nicht-anwesende Partei ist 
und auch keine spezielle Zustim- 
mung der USA besteht, ist der 
Vandenberg-Vorbehalt hier an- 
wendbar, und der Gerichtshof ist 
nicht ermächtigt, auf die vertrag- 
lichen Ansprüche Nicaraguas ein- 
zugehen.®®, 

Nicht unter den Vandenberg-Vor- 
behalt fällt hingegen der Freund- 
schafts-, Handels- und Schiffahrts- 
vertrag von 1956 (s. schon oben 
2.2.), da es sich dabei um einen 
bilaterialen Vertrag zwischen den 
USA und Nicaragua handelt. Durch 
das Verminen der Häfen, die An- 
griffe auf Häfen und Öleinrichtun- 
gen sowie das Handelsembargo 
vom 1.5.1985 verstieß die USA 
gegen Art. 19 dieses Vertrages, 
nach dem die Freiheit von Handel 
und Schiffahrt gewährleistet ist. 
Die Maßnahmen sind auch nicht 
gerechtfertigt, um die wesentli- 
chen Sicherheitsinteressen der 
USA zu schützen (Art. 21):37 


4.2. Internationales 
Gewohnheitsrecht 


Als anwendbares Recht erachtete 
der Gerichtshof einige Prinzipien 
desinternationalen Gewohnheits- 
rechts, die fast vollständig mit den 
von Nicaragua beklagten Ver- 
tragsverletzungen übereinstim- 
men.38 


Das Verbot des Gebrauchs 
militärischer Gewalt 

und das Recht zur 
Selbstverteidigung?® 


Gemäß einiger Resolutionen der 
Vollversammlung der Vereinten 
Nationen, insbesondere der Re- 
solution Nr. 2625, besteht eine 
„Opinio juris”, die den Nichtge- 
brauch militärischer Gewalt grund- 
sätzlich als bindend ansieht. Eine 
anerkannte Ausnahme dieses 
Prinzips ist das Recht zur Selbst- 
verteidigung, wenn sie sich gegen 
einen „bewaffneten Angriff” rich- 
tet. Unter einem „bewaffneten 
Angriff" wird die Entsendung von 
bewaffneten Truppen oder Ban- 
den durch einen Staatauf das Ter- 
ritorium eines anderes Staates 
verstanden. Logistische oder mili- 
tärische Unterstützung für Rebel- 
len ist dabei nicht ausreichend. 
Desweiteren erfordert das Recht 
zur Selbstverteidigung, ausge- 
führt durch einen Drittstaat, eine 
Aufforderung des Staates, der 
Opfer des bewaffneten Angriffs 
ist. 

Während dieschon erwähnten, der 
USA zurechenbaren militärischen 
Einsätze (s. 1.) sowie Ausbildung 
und Bewaffnung der „Contras” 
eine Verletzung des betreffenden 
Verbots darstellen, kann anderer- 
seits kein Rechtfertigungsgrund 
in Form der Selbst-Verteidigung 
gegen einen „bewaffneten An- 
griff” Nicaraguas festgestellt wer- 
den. Sicher erscheint lediglich, 
daß Nicaragua bis Anfang 1981 
die Rebellen in EI Salvador militä- 
risch unterstützt hat. Für die Zeit 
danach gibt es keine Anhalts- 
punkte, die einen kontinuierlichen 
„Waffenfluß” nahelegen“°. Auch 
bezüglich Costa Rica und Hon- 
duras kann der Vorwurf einer der- 
artigen Unterstützung nicht auf- 
recht erhalten werden. In jedem 
Fall erfüllt das Verhalten Nicara- 
guas nicht die Anforderungen ei- 
nes „bewaffneten Angriffs”. Dar- 
über hinaus liegt weder ein Be- 
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weis vor, daß die genannten Staa- 
ten sich als Opfer eines bewaff- 
neten Angriffs sahen und demzu- 
folge die Hilfe der USA erbaten, 
noch erfüllen die Aktivitäten der 
USA die Kriterien der „Notwendig- 
keit” und „Verhältnismäßigkeit”. 
Die USA konnten. deshalb nicht 
das Recht zur Selbsthilfe in An- 
spruch nehmen“! und haben ihre 
Verpflichtung, gemäß dem inter- 
nationalen Gewohnheitsrecht, 
keine militärische Gewalt anzu- 
wenden, verletzt.#2 


Der Grundsatz 

der „Nichteinmischung”#3 
Der Grundsatz der „Nichteinmi- 
schung” ist als „opinio jüris” in zahl- 
reichen Erklärungen und Resolu- 
tionen internationaler Orga- 
nisationen und Konferenzen, an 
denen auch die USA und Nicara- 
gua teilnahmen, bestätigt worden. 
Verboten ist eine Einmischung ins- 
besondere dann, wenn sie die freie 
Entscheidung eines souveränen 
Staates, etwas für ein bestimmtes 
politisches System oder eine be- 
stimmte Außenpolitik, mit gewalt- 
samen Mitteln zu verhindern oder 
einzuschränken versucht. Das 
gilt sowohl für die direkte militäri- 
sche, alsauch fürdie indirekte Ein- 
mischung in Form von Unterstüt- 
zung subversiver Aktivitäten. 
Durch ihre Unterstützung für die 
„Contras” haben die USA die Ent- 
scheidungsfreiheit Nicaraguas ein- 
geschränkt. Die Unterstützung von 
Rebellen, deren Ziel der Sturz der 
Regierung ist, läuft auf eine Einmi- 
schung in die inneren Angele- 
genheiten des betreffenden Staa- 
tes hinaus und stellt damit einen 
klaren Bruch des Prinzips der 
„Nichteinmischung” dar®. 
„Humantäre Hilfe” hingegen kann 
nicht als illegale Einmischung be- 
urteilt werden, sofort sie sich im 
Rahmen der vom Roten Kreuz ent- 
wickelten Richtlinien bewegt und 
ohne Diskriminierung gegeben 
wird. Ebensowenig können Maß- 
nahmen ökonomischer Art, wiesie 
von den USAgegen Nicaragua vor- 


genommen wurden, als Form ille- 
galer, indirekter Einmischung an- 
gesehen werden. 


Staatliche Souveränität*® 


Die staatliche Souveränität 
schließt das Luft- und Gewäs- 
serterritorium jeden Staates ein. 
Letzteres garantiert insbesonde- 
re die Freiheit von Verkehr- und 
Seehandel. Maßnahmen wie das 
Verminen von Häfen durch die 
USA stellen damit notwendiger- 
weise eine Verletzung dieser Frei- 
heit und somit eine Verletzung der 
territorialen Souveränität dar.48 
Desweiteren stellt das unerlaubte 
Überfliegen nicaraguanischen 
Staatsgebietes eine Verletzung 
der Lufthoheit dar.#7 

Keine dieser Maßnahmen der USA 
kann indes gerechtfertigt werden 
durch die der Regierung Nicara- 
guas unterstellten Aktivitäten inEEl 
Salvador. Selbst wenn sich diese 
wirklich ereignet hätten, wofür 
keine ausreichenden Beweise be-: 
stehen, bewirkten sie keinerlei 
Rechte für die USA. 


Menschenrechte‘ 


Die USA haben durch die unan- 
gekündigte Verminung der nnicara- 
guanischen Häfen die sich ausNr. 
&8derHaager Konvention von 1947 
ergebenden allgemeinen Prinzi- 
pien der Menschenrechte ver- 
letzt‘®, 
Desweiteren ist bekannt, daß die 
von den USA unterstützten Con- 
tras Bürger Nicaraguas getötet, 
verwundet -und entführt haben, 
was eine Verletzung des Art.3 der 
Genfer Konvention vom 12.8.1949 
darstellt. Obwohldasfeststellbare 
Maß der .US-Kontrolle über die 
Contras keine Alleinverantwort- 
lichkeit der USA für diese Aktio- 
nen zuläßt,50 sind die USA den- 
noch verpflichtet, die betroffenen 
Menschenrechte der Genfer Kon- 
vention anzuerkennen, und des- 
halb keine Gruppen anzuleiten, 
iese Rechte zu verletzen. Durch 
die Verteilung des Handbuchs 


„Operaciones psicologicas en 
guerra de guerillas”®! das men- 
schenrechtsverletzende Maßnah- 
men empfiehlt, handelte die USA 
gegen die Verpflichtung und ver- 
stößt damit gegen allgemeine Prin- 
zipien der Menschenrechte. 


4.3. Verpflich- 
tungen der USA 


Wie schon in der vorläufigen An- 
ordnung vom 10. Mai 198453, for- 
dert der Gerichtshof die USA auf, 
unverzüglich alle illegalen Akti- 
vitäten gegen Nicaragua zu un- 
terlassen‘ 

Desweiteren stellt er fest, daß die 
USA verpflichtet ist, Reparationen 
für alle Kosten zu zahlen, die 
durch Verletzungen des 1.) inter- 
nationalen Gewohnheitsrechts 
und 2.) des Vertrages von 1956 
verursacht wurden®®. Bezüglich 
der Form und der Summe der Re- 
parationen sah sich der Gerichts- 
hof nicht in der Lage, „im gegen- 
wärtigen Stadium” eine Entschei- 
dung zu treffen, da dies unter Um- 
ständen den Verhandlungsprozeß 
hemmen könnte®®, 


Schlußfolgerungen 


In der öffentlichen Sitzung des In- 
ternationalen Gerichtshofes am 
10.12.1979 erklärte der damalige 
Rechtsberater des Außenmini- 
steriums, Robert B. Owen: „Wir 
glauben, daß dieser Fall dem Ge- 
richtshof die bedeutendste Mög- 
ie ibt, die er je hatte, um die 
Herrschaft des Rechts unter den 
Nationen nachdrücklich zu bestä- 


tigen und dadurch der Erwartung 
der Welt gerecht zu werden, daß 
er energisch im Interesse von in- 
ternationalem Recht und Frieden 
handeln wird.”57 

Am 18.10.1985 erklärte das US- 


Außenministerium: „Der Inter- 
nationale Gerichtshof hatte nie- 
mals die Funktion, Probleme ge- 
meinsamer Sicherheit und Selbst- 
verteidigung zu lösen, und ist of- 
fenkundig ungeeignet für solch 
eine Rolle... ., der Gerichtshof hat 
weder die Kompetenz noch die 
Rechtsprechungsbefugnis in die- 
sem Fall.”58 

Nicht der Internationale Gerichts- 
hof und das internationale Recht 
hatten sich geändert, sondern die 
US-Regierung und ihre machtpo- 
litischen Interessen. Konnte im 
„iranischen Geiselfall”, aus dem 
dasıerste Zitat stammt, der Ge- 
richtshof noch der Durchsetzung 
der nationalen Interessen der 
USA dienen (s. 3.2.), war das im 
Nicaragua-Fall, wie wir gesehen 
haben, nicht mehr möglich. Sobald 
die US-Regierung das merkte, zog 
sie die- von ihrem Standpunktaus 
-logische Konsequenz und schloß 
sich den zwei Dritteln der UNO- 
Mitgliedsstaaten an, die eine zwin- 
gende Rechtsprechung des Inter- 
nationalen Gerichtshofes nicht 
anerkannten. Damit befindet sie 
sich in guter sozialistischer Ge- 
sellschaft. Großbritannien bleibt 
das letzte Mitglied des UN-Si- 
cherheitsrates, welches eine zwin- 
gende Rechtsprechung des Inter- 
nationalen Gerichtshofes aner- 
kennt. 

Die Folgerung aus dem Nicaragua- 
Fall sind somit ernüchternd: 

- Politische Interessen haben of- 
fensichtlich die „Herrschaft des 
Rechts”, die noch 1979 beschwo- 
ren wurde, in der US-Administra- 
tion verdrängt. 

- Die Durchsetzung des gespro- 
chenen Rechts in Fällen mit er- 
heblicher politischer Bedeutung 
istdurch die politischen Machtver- 
hältnisse determiniert. 

- Der UN-Sicherheitsrat vertritt 
ausschließlich die Interessen der 
Großmächte. Je nach der Fallkon- 
stellation verhindern entwederdie 
Sowjetunion, China oder die Ver- 
einigten Staaten (wie im Fall Ni- 
caragua)®® die Durchsetzung 
eines Urteils des Internationalen 
Gerichtshofes zugunsten eines 
Entwicklungslandes gegen ihre 
jeweiligen Großmachtinteressen. 
Der Philosoph muß warnen: „Wenn 
man nicht mehr nach den Regeln 
spielt, dann gibt es bald keine 
mehr, dann sind alle Strukturen 


Illusionen und können ebensogut 
abgeschafft werden ... und alle 
aus multilaterialen Institutionen 
und ihren Regeln abgeleiteten 
Verhältnisse sollten über Bord ge- 
worfen werden.”0 In der Tat, 
wenn man die Regeln des inter- 
nationalen Systems nicht als so 
wertvoll erachtet, sich auch nach 
ihnen zu richten, dann ist dasgan- 
ze System als ganzes als wertlos 
anzusehen und wird nicht mehr 
respektiert. 


Anmerkungen 


36 vgl. Urteil, a.a.0. ($$ 36-55) 

37 ergangen mit vierzehn zu einer 
Stimme ($ $ 221-225 und 270-282); 
bzgl. der Beurteilung des Handels- 
embargos zwölf zu drei Stimmen 
(Nr. 10, 11) 

38 praktisch umging der Gerichtshof 
damit den Vandenberg-Vorbehalt 
durch Gewohnheitsrecht. Diese In- 
konsequenz wurde in den Min- 
derheitsvoten deutlich: entweder 
wurde für die Nichtanwendbarkeit 
(Richter Juda, Elias, Sette Camara) 
oder für die Anwendbarkeit in bei- 
den Fällen (Richter Oda, Sir Jen- 
nings) plädiert. 

39 $$ 187-201, 227-238 

40 zum „Verhalten” Nicaraguas ($$ 
126-171) 

41 ergangen mit zwölf zu drei Stim- 
men (Nr. 2) 

42 ergangen mit zwölf zu drei Stim- 
men (Nr. 4) 

43 vgl. Urteil, a.a.O., ($$ 202, 209, 
239-245) 

44 ergangen mit zwölf zu drei Stim- 
men (Nr. 3) 

45 vgl. Urteil, a.a.O., ($5 212-214, 
250-253) 

46 ergangen mit zwölf zu drei Stim- 
men (Nr. 6) 

47 ergangen mit zwölf zu drei Stim- 
men (Nr. 5) 

48 vgl. Urteil, a.a.O., ($$ 215-220, 
254-256) 

49 ergangen mit vierzehn zu einer 
Stimme (Nr. 8) 

50 unter den $$ 75-125 nimmt der 
Gerichtshof zur Frage Stellung, 
welche Tatsachen der USA zure- 
chenbar sind. Unter Punkt vier (Ver- 
hältnis zu den Contras) stellt erfest, 
„daß es keinen klaren Beweis gibt, 
daß die USA einen solchen Grad 
von Kontrolle ausübten, der es 
rechtfertigen würde, die Contras 
als ihre Erfüllungsgehilfen zu be- 
‚handeln... .die Contrasbleiben ver- 
antwortlich für ihre Taten ...” 

51 Psychologische Operationen: in 
der Guerilla-Kriegsführung 

52 ergangen mit vierzehn zu einer 
‚Stimme (Nr. 9) 

53 ICJ Reports 84, S. 169 ff. 

54 ergangen mit zwölf zu drei Stim- 
men (Nr. 12) 

55 ergangen mit (1) zwölf zu drei Stim- 
men (Nr. 13) und (2) vierzehn zu 
einer Stimme (Nr. 14) 


56 ergangenmit vierzeh zueinerStim- 


me (Nr. 15); vgl. zur Begründung 
(85 283-285) 


57 zit. nach AJlL 85/387 (Fn 3) aus 


dem Englischen 


58 Erklärung der USA nach dem Rück- 


zug vom „Nicaragua-Falf’, New York 
Times 18.1.1985 


59 in der Vollversammlung stimmten 


lediglich die USA, EI Salvador und 
Israel gegen Nicaraguas Antrag. 


60 zit nach Highet AJIL 85/1004 


Quellen 


Gesuch Nicaraguas vom 9.4.1984, 


Original 


Erlaß vom 10.5.1984 (ICJ Reports 


1984 / S. 169 ff.) 


Urteilvom 26.11.1984 zur Zulässigkeit 


ICJ Reports 1984 / S. 392 ff.) 


Urteil zur Sache vom 27.6.1986; Pres- 


secommunique wird veröffentlicht in 
ICJ Report 86, schon AJlL 86/785 


- Briggs, Herbert, Nicaragua vs. USA: 
Jurisdiction and Admissibility, S. 
373 

-Franck, Thomas; Icy Day at the ICJ; 
S.379 


-D’Amato, Anthony; 1.) Modifying US 
‚Acceptance of the Compulsory Ju- 
risdiction of the World Court; S.385 
2.) Nicaragua and International 
Low The Academic andthe Real; S. 

57 

-Kirgis, Frederic; Nicaragua vs. USA 
as a precedent; S. 652 

-Giennon, Michael; Nicaragua vs. 
USA: Constitutionality of US Modi- 
fication of ICJ Jurisdiction; S. 682 

-Highet, Keith; Litigation Impli- 
cations of the US Withdrawal from 
the Nicaragua Case; $. 992 


AJIL 1986 


—Reisman, Michael; Has the Interna- 
tional Court exceeded its Juris- 
diction?; S. 128 

—D’Amato, Anthony; The US should 
accept by a new declaration, the 
general compulsory jurisdiction of 
the World Court; S. 331 

-Rowles, James; „Secret Wars”, 
Self-Defense and the Charter 


Vorlesung von Professor Brownlie, ei- 


nerderVerteidiger Nicaraguas im be- 
treffenden Fall und im Fall gegen EI 
Salvador 


dewbechen dann f 


Keine neuen Gefängnisse mehr? 


Überlegungen zum Artikel: „Acht Argumente, zumindest keine neue Ge- 
fängnisse mehr zu bauen” (FORUM RECHT Heft 4/86) aus englischer Sicht. 


Die britische 
Problematik 


Der Standard der Errungen- 
schaften in britischen Gefängnis- 
sen ist so niedrig, daß beispiels- 
weise die Kriminologen King und 
Morgan! im Jahre 1980 erneut 
ihren Plan vortrugen, durch den 
eine „menschenwürdige Verwah- 
rung” (humane containment?) der 
Gefangenen erreicht werden 
könnte. Die Möglichkeit einer „po- 
sitivren Inhaftierung”® schlossen 
sie aus. Damit wollten sie dem 
Glauben an den Nutzen von Ge- 
fängnissen ein Ende setzen; statt- 
dessen solle ein Minimum an Nor- 
malisierung in Gefängnissen ein- 
treten. Das würde zumindest 
menschliche Lebensbedingun- 
gen mit sich bringen. 

Andrew Rutherford* hat dafür plä- 
diert, konkrete Ziele für die Redu- 
zierung der Gefangenenzahl, die 
momentan über 50.000 beträgt, 
zu nennen, anstatt zu behaupten, 
daß die Voraussagen des Home 
Office (Innenministerium) nicht 
veränderbar seien. So schlägt Ru- 
therford vor, die gegenwärtige 
Voraussage des Home Office - 
52.000 Gefangene in 1990 durch 
22.000 Gefangene zu ersetzen. 
Nachdem diese Zahl vorgegeben 
worden sei, müsse es dann darum 
gehen, sich der politischen Dis- 
kussion zu stellen und die Gefan- 
genenpolitik zu ändern. 

Es ist ein netter Gedanke, daß 
eine bloße Änderung der Gefäng- 
nispolitik eine Verringerung der 
Gefangenenzahl bewirken könn- 
te. Eswäre dann auch ein leichtes 
zu der Schlußfolgerung zu kom- 
men, daß die Thatcher-Regierung, 
beeinflußt von der law-and-order- 
lobby, zunehmende „Einkerke- 
rung” begünstigt, um ihre harte 
Haltung zu demonstrieren. Dies 
istjedoch nicht der Fall: Trotz zanl- 
reicher Stellungnahmen der Re- 
gierung, die darauf hinauslaufen, 


äte) 


daß für jeden Rechtsbrecher, den 
ein Richter mit Freiheitsentzug zu 
bestrafen wünscht, ein Platz in 
einem Gefängnis gefunden wer- 
den könne, wird die Regierungs- 
politik de facto von den Wunsch 
bestimmt, die Gefangenenzahl zu 
reduzieren, um die Staatsausga- 
ben zu senken. Gefangene und 
Gefängnisse sind teuer! Eine Tat- 
sache bleibt, daß eine konser- 
vative Regierung 1972 „Commu- 
nity Service Orders” ® einführte 
und 1984 die Möglichkeit, Bewäh- 
rung zu erhalten, verbesserte. 
1982 wurden außerdem die Straf- 
rechtsrichtlinien für junge Straftä- 
ter (17-21 Jahre) geändert’. Es 
sollten nicht noch mehr Jugend- 
liche im Sinne „eines kurzen, 
scharfen Schocks”® zu Gefängnis 
verurteilt werden, sondern es soll- 
te vor allem nach Alternativen zu 
Gefängnisstrafen gesucht wer- 
den, und es dürfe nur dann zum 
Mittel der Freiheitsentziehung ge- 
griffen werden, werin eindeutige 
Gründe vorlägen, die jede andere 
Möglichkeit ausschlössen. 


Überlegungen zur 
Verringerung der 
Gefangenenzahl 


Vor diesem Hintergrund stellt sich 
die Frage, warım Bemühungen 
wie „Community Service Orders” 
und Versuche, die Strafen zu ver- 
kürzen, nureinen sogeringen Ein- 
fluß auf die Verringerung der Ge- 
fangenenzahl hatten? Kurz ge- 
sagt, die Politik war nicht radikal 
genug, um sich der vermehrten 
Zahl der Fälle anzunehmen. 72% 
des Anstiegs der Gefangenenzahl 
zwischen 1968 und 1985 ist auf 
die größere Zahl der Straftäter zu- 
rückzuführen®. Wäre es möglich, 
die Gefangenenzahl zu verrin- 
gern, indem die harmlosen Straf- 
täter, die sowieso lediglich kurze 
Strafen erhalten, erst gar nicht zu 


Lindsley, Oxfo 


Freiheitsentzug verurteilt wer- 
den? Gemäß eines Gutachtens 
von 1972 könnte die Gefangenen- 
zahl um ein Drittel reduziert wer- 
den, wenn all jene, die keine Straf- 
tat gegen die Person begangen 
haben, keine professionelen Straf- 
täter sind und nicht verantwortlich 
bei der Planung einer Straftat mit- 
gewirkt haben, entlassen würden. 

Die Forschungsergebnisse von 
Fitzmaurice und Pease'® führen 
zum Ergebnis, daß ein bei weitem 
erfolgreiches Mittel, die Gefange- 
nenzahlzu reduzieren, in einer Ver- 
kürzung der Strafzeiten gesehen 
werden müsse. Verglichen mit an- 
deren europäischen Ländern wer- 
den in England und Wales zwar 
etwas weniger Leute eingesperrt. 
Die hohe Gefangenenzahl sei viel- 
mehr auf die lange Strafdauer zu- 
rückzuführen. Würden die schot- 
tischen Strafzeiten übernommen, 
würde sich die Gefangenenzahl 
halbieren. 


Die Rolle 
der Justiz 


Unabhängig davon, ob durch Aus- 
schluß relativ harmloser Straftäter 
oder durch Verkürzung der Straf- 
dauer die Gefangenenzahl redu- 
ziert wird, ist es notwendig, die 
Verurteilungspraxis zu beeinflus- 
sen. Das ist eines der Hauptpro- 
bleme in England und Wales, da 
es der Justiz bislang gelungen 
ist, ihre Diskretion bei der Straf- 
zumessung weitgehend unbe- 
hindert zu „pflegen”. Die Kam- 
pagne der Justiz war entschei- 
dend dafür, die 1967 von 
einer Labour-Regierung einge- 
führten obligatorisch zur Be- 
währung auszusetzenden Strafen 
abzuschaffen. Eine kürzlich durch- 
geführte Studie von Elisabeth Bur- 
ney'! hat belegt, daß die Ver- 
pflichtung für die Laienrichter- 
schaft (Magistrates), eine Frei- 
heitsstrafe für 17-21 Jährige ge- 


nau zu begründen, systematisch 
ignoriert wurde. In 60% aller Fälle, 
so Burney, geben die Richter kei- 
ne oder nur unzureichende Grün- 
de. So ergibt sich zum gegenwär- 
tigen Zeitpunkt eine Situation, in 
der die Justiz ihre Entscheidun- 
en ohne öffentliche Kontrolle fällt 
und Maximalstufen für die mei- 
sten Straftaten verhängt werden 
(z.B. 10 Jahre für Diebstahl). Da 
davon ausgegangen werden kann, 
daß entweder jegliche öffentliche 
Kontrolle auf Widerstand trifft, be- 
vor überhaupt ein Gesetz verab- 
schiedet werden kann, oder in 
Kraft getretene Gesetze unterlau- 
fen werden, stellt sich die Frage, 
ob es überhaupt eine Möglichkeit 
gibt, Richter davon zu überzeu- 
gen, kürzere Strafen zu verhän- 


gen. 
Der Oxford Centre for Criminolo- 
gical Research'? hat sich in einer 
provisorischen Studie mit den Ein- 
stellungen und der Organisation 
der Justiz auf Crown Court Ni- 
veau'® beschäftigt. Die Richter 
offenbarten in den Fragebögen, 
wie unempfänglich sie wahr- 
scheinlich sein werden, wenn es 
darum geht, eine Politik derkürze- 
ren Strafen umzusetzen. Statt- 
dessen beschreiben viele Richter 
„Strafen” als „intuitive Kunst”, in 
der eine Strafe genau auf jeden 
einzelnen Straftäter zugeschnei- 
dert werden müsse, und es kein 
Bedürfnis gebe, „Durchschnitts- 
strafen” zu verhängen. Alle waren 
überzeugt von ihrer Fähigkeit, Tä- 
ter und Taten und verstehen, ob- 
wohl sie - wie vorhersehbar-typi- 
sche Repräsentanten der oberen 
Mittelschaft waren und wenig so- 
zialen Kontakt außerhalb ihrer 
Golfklubs hatten. Als überra- 
schender kann da schon das all- 
gemein festzustellende Bewußt- 
seinsdefizit gelten, was letztend- 
lich bedeutet, daß die Richter sich 
nicht dessen bewußt sind, daß ihr 
Strafgebahren immer strenger 
wird, undsichschonalssehrstreng 
verglichen mit anderen Richtern 


derselben Instanz darstellt. Das 
Oxforder Gutachten macht weder 
Reformern, die die Richter anzu- 
leiten hoffen, viel Hoffnung, noch 
erscheint die Justizselbst geneigt, 
einer Reformpolitik zu folgen. 
Meines Erachtens kann demnach 
das Ziel einer Reduzierung der 
Gefangenenzahl nur erreicht wer- 
den, wenn die Karrierestruktur der 
Justiz geändert wird. Zur Zeit er- 
fordert die Richtertätigkeit ledig- 
lich eine 20jährige Berufspraxis 
als Barrister!*, ohne daß ein spe- 
zielles Training absolviert werden 
müßte. Es ist jedoch ein getrenn- 
ter juristischer Ausbildungsablauf 
notwendig, der mit einem ausge- 
dehnten Training in Theorie und 
Praxis des „Strafens” beginnen 
sollte. Mit einer Justiz, die diese 
Ausbildung durchläuft, wäre die 
Hoffnung auf eine Reduzierung 
von Freiheitsstrafen berechtigt. 


Veränderung 
der Strafen 


Angenommen, die Justiz erkennt 
die Notwendigkeit einer Reduzie- 
rung der Gefangenenzahl an, es 
bleibt die Frage,.wie die Strafen 
verändert werden sollen, um die 
Strafdauer zu verkürzen und harm- 
lose Straftäter vor Gefängnis zu 
bewahren. Die Aufgabe, eine Ska- 
la minimaler Strafen zu bilden und 
die zur Zeit in England und Wales 
in Kraft befindlichen unlogisch 
und historisch determinierten Stra- 
fen zu ersetzen, hat sich als so 
schwierig erwiesen, daß das Advi- 
sory Council on the Penal Sys- 
tem!5 seinen Auftrag, eben dies 
zu tun, aufgab!®. Es war nicht 
möglich, die Maximalstrafen ratio- 
nal zu erklären oder zu rationali- 
siern. Scheinbar gibt man sich mit 
einer ziemlich willkürlichen Strafe 
zufrieden, sofern sie niedriger ist 
als die Maximalstrafe. Man be- 
nutzt reine Techniken - wie z.B. 
die Halbierung der Strafdauer 
durch Bewährung -, um die Straf- 
dauer zu verkürzen. 


Das Problem der 
Präventivw- 
bestrafung 


Reduziert man Gebrauch und 
Dauer der Strafen, so scheint sich 
unvermeidlich die Forderung nach 
einer „Gefährlichkeitsstrafe” zu 
ergeben. Das simple Argument 
lautet, daß die Öffentlichkeit unak- 
zeptablen und höheren Gefahren 
durch Personen ausgesetzt wird, 
die früher für eine ziemliche lange 
Zeit eingesperrt wurden. Diesem 
Problem vermehrten Schadens 
durch zusätzliche freie Straftäter 
kann, so die Befürwortereiner Ge- 
fährlichkeitsstrafe, begegnet wer- 
den, indem längere Präventivstra- 
fen auf einen kleinen Teil solcher 
Straftäter angewendet werden, 
die höchstwahrscheinlich und vor- 
aussichtlichschweren Schaden in 
näherer Zukunft verursachen. Die- 
ser Gedanke ist jedoch für alljene 
unakzeptabel, die der Auffassung 
sind, daß Straftäter nur für die Tat 
bestraft werden sollten, die sie 
wirklich begangen haben, nicht 
jedoch für vermeintliche zukünfti- 
ge Taten. Daneben gibt es noch 
weitere Schwierigkeiten mit solch 
einer Strafe. So ist es bisher nicht 
möglich gewesen, zukünftiges kri- 
minelles Verhalten exakt voraus- 
zusagen. Eine Forschungsstudie 
des Home Office von 1980'7 er- 
gab, daß von 52 Gefangenen, die 
als gefährlich eingestuft worden 
waren, lediglich neun nach ihrer 
Entlassung die getroffenen Vor- 
aussagen bestätigten. Die optimi- 
stischsten Hoffnungen bezüglich 
der Voraussagbarkeit gehen von 
einer Erfolgsrate von 45% richti- 
ger Vorhersagen aus. Die Frage 
ist, ob die Ungerechtigkeit, die die 
restlichen 55% der Gefangenen 
erfährt, akzeptiert werden kann? 
Sicherlich nicht. Für politische Ak- 
tivisten kann sich unter Umstän- 
den ein weiteres Problem mit der 
Gefährlichkeitsstrafe ergeben: 
Könnte nicht eine solche Prä- 


| Einen Tas 
Damit ers ein für 
alle M/ /ernt 


ventivstrafe politisch manipuliert 
werden mit der Konsequenz, daß 
z.B. Menschen in Kampagnenzivi- 
len Ungehorsams als gefährlich 
im genannten Sinne etikettiert 
würden? 


Aufgaben der 
Gemeinschaft 


Angenommen, man akzeptiert den 
Anstieg schwerwiegenden Scha- 
dens eher als eine spezielle Prä- 
ventivstrafe, wie sie oben darge- 
stellt wurde. In diesem Fall muß 
man sich über ein Programm zu 
Behandlung derjenigen klar wer- 
den, die früher mit Freiheitsent- 
zug bestraft worden waren. Unter- 
sucht man das eine Drittel derjeni- 
gen, die gegenwärtig ins Gefäng- 
nis kommen, obwohl sie als harm- 
los identifiziert werden, wird man 
mit folgenden Ergebnissen kon- 
frontiert: Es wird geschätzt, daß 
die Hälfte dieser Menschen ob- 
dachlos, geistig gestört (oder bei- 
des) und 45% alkoholabhängig 
seien. 

Große gesellschaftliche Toleranz 
und Verantwortungsbewußtsein 
sind notwendig, um diesen Men- 
schen gerecht zu werden. Man 
muß vorsichtig planen und bes- 
sere Arten entwickeln, um Alter- 
nativen zu Freiheitsentzug den 
Gerichten und der Öffentlichkeit 
zu vermitteln. Die bis jetzt formu- 
lierten Alternativen sind nicht über- 
zeugend und kohärent zusam- 
mengefaßt, so daß die Skepsis der 
Justiz anhält. 


Schlußfolgerung 


Es ist wahrscheinlich, daß die ge- 
sellschaftliche Haltung und man- 
gelnde Stärke der Gemeinschaft 
die Beibehaltung von Gefängnis- 
strafen erforderlich machen, je- 
doch nur für sehr schwerwiegen- 
de Täter und mit geringerer Straf- 
dauer. Esist nichtsdestotrotz wich- 
tig, die Kritik an den gegenwärti- 
gen Gefängnisbedingungen und 


insbesondere den Mangel an 
Grundrechten der Gefangenen 
aufrecht zuerhalten. Dabeisollten 
jedoch nicht vor lauter Ehrgeiz, 
die Gefängnisse prinzipiell zu re- 
duzieren, die Probleme der exi- 
stierenden Gefängnisse vernach- 
lässigt werden. Es müssen weiter- 
hin progressive Experimente in 
einem verbesserten sozialen Sy- 
stem der Gefängnisse verfolgt wer- 
den-wie z.B. das in Grendon Psy- 
chiatric Hospital. Die Praktizie- 
rung von Gruppendiskussionen 
und die rationale Hinterfragung 
von individuellen Verhaltensmu- 
stern hat Gewalt innerhalb dieses 
Gefängnisses erheblich reduziert. 
Die Männer sind weniger feindse- 
lig, ängstlich und deprimiert. Das 
Modell linderte psychische Stö- 
rungen bei der Hälfte aller Straf- 
täter, die mit solch einer Veranla- 
gung nach Grendon kamen. Ob- 
wohl Grendon die Gefangenen 
nicht davon abhält, in der Zukunft 
straffällig zu werden, so beweist 
esdoch, daß positive soziale Struk- 
turen in Gefängnissen eine not- 
wendige und menschliche Ergän- 
zung zum verringerten Freiheits- 
entzug im gesamten Strafsystem 
darstellt. 
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Autor: Fiona Lindsley, Finalist in 
Law, University of Oxford (Worce- 
ster College), Mitarbeiter in Law 
Centre Manchester, Sommer ‘86 
Aus dem Englischen: Kai Ambos 


1.King, R. / Morgan R.: The future of 
the prison system, Farnborough 
(Gower), 1980 

2.Darunter verstehen sie ein Gefäng- 
nis, daß alle Grundvoraussetzun- 
gen menschlichen Lebens erfüllt. 

3.Sie gebrauchen den Ausdruck „po- 
sitive custody”. 

4.Rutherford A.: Prisons and the 
Process of Justice, London (Hei- 
ineman), 1984 


5.Die Zahl stammt von „The World At 
One” (BBC Radio Four), 9.3.1987 

6.Wörtlich übersetzt: die Anordnung 
gemeinnütziger Arbeit. In bestimm- 
ten Fällen werden Gefangene dazu 
verurteilt, eine bestimmte Tätigkeit 
für die Gemeinschaft (z.B. Arbeit 
mit Schwerbehinderten) auszufüh- 
ren, die den Freiheitsentzug er- 
setzt. 

7.Siehe 1984 Criminal Justice Act 
(Bewährung), 1982 Criminal Justi- 
ce Act (Jugendstrafe), London (Her 
Majesty's Stationery Office) 

8.Die „short sharp shock” Behand- 
lung; Experiment der konservativen 
Regierung, um Straftäter durch 
strenge, aber faire Behandlung 
während ihres Gefangenenaufent- 
haltes abzuschrecken. 

9.Siehe Home Office Criminal Stati- 
stics 1968-1985 

10.Fitzmaurice C. / Pease K.: Prison 
Populations in Western Europe, 
in: 146 Justice ofthe Peace, S.575, 
Chichester 

11.Burney, E.: All Things to all Men: 
Justifying Custody under the 
1982 Act, in: Criminal Law Review 
1985, London 

12.Ashworth / Genders / Mansfild / 
Peay / Player: Sentencing in the 
Crown Court, Oxford University 
Centre for Criminological Reserch, 
occasional paper nr. 10, 1985 

13.Der Crown Court ist die zweite In- 
stanz zwischen Magistrates’ Court 
(unterste Instanz) und den Courts 
of Appeal. 

14.In Großbritannien unterscheidet 
man zwischen barristers und soli- 
citors. Letzterer erfüllt eher allge- 
meine juristische Aufgaben, währ- 
end Ersterer meist spezialisiert ist 
und als Rechts- oder Staatsanwalt 
vor höheren Gerichten auftritt. 

15.Das Advisory Council on the Penal 
‚System warein unabhängiges Gre- 
mium, das sich mit Strafrechtspro- 
blemen beschäftigte und 1979 von 
der Regierung Thatcher abge- 
schafft wurde. 

16. Advisory Council on the Penal Sy- 
stem: Sentences of Imprison- 
ment: A review of maximum pe- 
nalties, London (Her Majesty’s 
Stationery Office), 1972 

17. Home Office Forschungsstudie Nr. 
64: Taking offenders out ofccircu- 
lation, London (Her Majesty's Sta- 
tionery Office), 1980 


Das Buch 
ohne Film 


Pieter Bakker Schut, 
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Die notwendige Korrektur 
der herschenden Meinung, 
Neuer Malik Verlag, Kiel 1986 
685 Seiten, 39,80 DM 


ausführlich besprochen von: 
Ulrike Kather und Andreas 
Hänlein, Freiburg 


Die Besprechung widmet sich in 
drei Abschnitten folgenden Fra- 
gen: Wie läßt sich Bakker Schuts 
Methode der Darstellung des Ver- 
fahrens gegen Baader u.a. cha- 
rakterisieren? (1); was kann man 
bei ihm über das Strafprozeßrecht 
lernen? (2) und: Was kann ein Ver- 
teidiger in politischen Strafverfah- 
ren ausrichten? (3) 


(1) 


Bakker Schuts Darstellung zeich- 
net sich durch eine sehr detaillier- 
te, wissenschaftliche Argumenta- 
tionsweise aus. 

Das Bewußtsein über die Proble- 
matik der „objektiven” Darstel- 
lung (S. 29) eines zur Gegenwarts- 
geschichte gehörenden politi- 
schen Prozesses schlägt sich in 
einer Argumentationsstrategie 
nieder, die entgegen der offiziel- 
len und öffentlichen Meinung die 
Widersprüche eben dieser und 
ihrer Grundlagen herausarbeitet- 
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so insbesondere in der Frage 
„Selbstmord oder Mord” der RAF- 
Gefangenen (S. 394-409, S.494 
-502)-sowie begründete Gegen- 
thesen formuliert, wie im Falle des 
Gesetzes zur Ergänzung des Ge- 
setzes zur Reform des Strafver- 
fahrensrechts, von Bakker Schut 
bezeichnet als „Lex RAF” (S. 132 
f,, näher unter, (2a)). Wissen- 
schaftlichkeit wird von Bakker 
Schut in dem Sinne geleistet, in- 
dem er seinen eigenen Stand- 
punkt als „teilnehmender Beob- 
achter” offenlegt (S. 27), ihn aus 
derspezifischen Situation der Ver- 
teidigung heraus begründet (ebd.) 
und damit seine eigene Position 
klar bezeichnet und durchschau- 
bar macht. In der gleichen Weise 
werden die Positionen der ande- 
ren Prozeßbeteiligten - Ankläger, 
Richter, Angeklagte - aus ihrem 
jeweiligen gesellschaftlichen 
Standort hergeleitet und erklärt; 
dadurch leistet Bakker Schut eine 
Entmystifizierung des BM-Pro- 
zesses, der bis heute sowohl von 
Staatsseite wie von seiten der öf- 
fentlichen Medien und der Kultur 
(zuletzt bei Stefan Aust) als etwas 
Besonderes, noch nie Dagewese- 
nes, als Synonym von Terrorismus 
schlechthin dargestellt und von 
der alltäglichen politischen Ge 
schichte der Bundesrepublik ab- 
gespalten wird. Mit Bakker Schut 
könnte eine Diskussion über die 
Geschichte der 70er Jahre neu 


eröffnet werden, aber auch eine 
Diskussion über den Zusammen- 
hang von RAF und Widerstand 
heute, der auch der Zusammen- 
hang der staatlichen Gegenstra- 
tegien ist („Anti-Terror-Gesetze”). 
Das nur am Rande erwähnte Mo- 
ment der gezielten Medienpolitik 
(S. 21 und 31) verweist auf die 
Ideologieproduktion in der Bun- 
desrepublik, die bewußte Aus- 
grenzung oppositioneller politi- 
scher Gruppen durch die Dämoni- 
sierung zum nicht weiter zu erklä- 
renden „Terrorismus”. 

Bakker Schuts Buch ist mehr als 
eine Dokumentation des größten 
politischen Prozesses in der BRD 
der 70er Jahre: Es ist als Ge- 
schichtsschreibung ein „Beitrag 
zur Rekonstruktion einer unter- 
drückten Wirklichkeit” (S. 32). 
DerVorwurf, es besteheeineDiskre- 
panz „zwischen den spannenden 
Analysen des Herrschaftsappara- 
tes und den recht unkritischen 
Auseinandersetzungen mit den 
RAF-Positionen und Strategien 
(taz v. 22.10.86) geht am Thema 
des Buches vorbei und trifft weni- 
ger die ‘Erzähl’-Haltung von Bak- 
ker Schut, als die typische Rezep- 
tionshaltung eines bundesrepu- 


blikanischen (auch linken) Lesers, 
der die Referierung zentraler Po- 
sitionen der RAF - als notwendi- 
ges Moment der Darstellung des 
Prozesses-mitihrerÜbernahme 
identifiziert. 


Bakker Schut vermeidet dagegen 
durch seine Methode gerade eine 
identifizierende Haltung (gegen- 
über welcher Seite auch immer); 
die RAF-Strategie selbst ist nicht 
sein Thema, vielmehr die juri- 
stisch-politische Analyse des 
Stammheimer Prozesses (S. 11). 
Es wird die RAF in ihrem Selbst- 
verständnis als antiimperialisti- 
che Guerilla ernstgenommen und 
die Reaktion des Staates auf die 
Herausforderung durch diese 
schon bald zum Staatsfeind Nr. 1 
erklärte Gruppe analysiert. Und 
gerade in diesem Punkt wird die 
politische Funktion des Justizap- 
parates klar und begründet her- 
ausgearbeitet. „Stammheim” nicht 
als Strafverfahren, sondern als 
eine legale Form politischer Re- 
pression - das ist einer der we- 
sentichen Erkenntnisses dieses 
Buches: ' 

„Die RAF als eine kleine antiim- 
perialistische Stadtguerilla hat 
dem BRD- und US-Imperialismus 
den Krieg erklärt und diese Kriegs- 
erklärung mit ihren Aktionen in die 
Tat umgesetzt. Dieser politisch- 
militärische Angriff wird von den 
westdeutschen Behörden offiziell 
geleugnet, in allgemeine straf- 
rechtliche Brgiffe übersetzt und 
mit polizeilich-justiziellen Mitteln 
bekämpft. Die Gefangenen aus 
der RAF werden von den Politi- 
kern, Strafverfolgern und Polizei- 
funktionären einerseits als Terro- 
risten' bezeichnet, andererseits 
als zwar besonders gefährliche, 
aber dennoch ‘gewöhnliche Krimi- 
nelle’. Als ‘Terroristen’ werden sie 
im Vergleich zu‘gewöhnlichen Kri- 
minellen’ in der Haft einer Sonder- 
behandlung unterworfen, die auf 
die Zerstörung ihrer politischen 
Identität angelegt ist. Diese Son- 
derbehandlung besteht in einem 
bis zur Perfektion betriebenen 
System der Isolationshaft, dem 
die Gefangenen nur dadurch ent- 
gehen können, indemsieihren po- 
litischen Ideen und Zielen ab- 
schwören und ihre Identität als 
Kämpfer aufgeben.” (S. 329 - 
330 oben). 


Kriminalisierung, Personalisie- 
rung und gesellschaftliche Isolie- 
rung erweisen sich einmal mehr 
als wirksame Entpolitisierungs- 
strategie. 


Eine besondere Bedeutung 


kommt hier der von Bakker Schut 
ausführlich dargestellten Wahl 
des zentralen Anklagepunktes zu: 
„Den Strafverfolgungsinstanzen 
standen damit von Anfang an drei 
Möglichkeiten zur Auswahl: Straf- 
verfolgung wegen (Vorbereitung 
von) Hochverrats und der in die- 
sem Zusammenhang von den Be- 
teiligten begangenen konkreten 
Straftaten, wegen Bildung einer 
kriminellen Vereinigung und derin 
diesem Zusammenhang von den 
Beteiligten begangenen kon- 
kreten Straftaten oder wegen je- 
weils gesondert aufgeführter Straf- 
taten wie Bankraub, Sprengstoff- 
anschlägen usw.” (S. 47) 

Mit der Wahl der zweiten Möglich- 
keit ($ 129 StGB als Hauptankla- 
gepunkt [statt des $ 81 StGB: 
Hochverrat]) konnte die politische 
Dimension des Prozesses negiert 
und Beweislücken bezüglich kon- 
kreter Straftaten übergangen wer- 
den (S. 48 f.) 

Das Bild der RAF als „krimineller 
Vereinigung”, der es nicht um poli- 
tische Ziele, sondern um Terrorals 
Selbstzweck gehe, war auch 
Grundlage für die im weiteren er- 
folgreich betriebene politische und 
moralische Entsolidarisierungs- 
kampagne. Diesals gesellschafts- 
politische Begleitstrategie zur ge- 
fängnisinternen Isolationshaft. 
Diese Vorgehensweise ist nach 
Bakker Schut exemplarisch für die 
allgemeine Funktion des Strafpro- 
zesses im bürgerlichen Rechts- 
staat: sozial bzw. politisch begrün- 
dete Straftaten werden als die Ta- 
ten Einzelner isoliert, individua- 
lisiert und damit entpolitisiert. 
„Funktion des (Straf-)Prozesses 
als eines sozialen Ereignisses ist 
nicht die Wahrheitsfindung oder 
die Verwirklichung materiellen 
Rechts, sondern vielmehr die the- 
matische und soziale Isolation ei- 
nes sich widersetzenden Indivi- 
duums mit Hilfe eines Rollen- 
spiels, so daß sein Widerstand 
sich gleichsam in Luft auflöst.” 
S.76) 


Bakker Schuts Buch läßt sich 
nutzbringend lesen als Lehrbuch 
für Strafprozeßrecht. Nicht nur, 
weil die Anwendung zahlreicher 
Vorschriften in konkreten prozes- 
sualen Situationen vorgeführt wird. 
Auch methodisch kann frau/man 
viel lernen: Beim Lesen sieht frau/ 
man, wie Vorschriften - eben des 
BM-Verfahrens - geschaffen wer- 


den, wie auch nochihre erweitern- 
de Auslegung aus dem Verfahren 
heraus entsteht, so daß das Recht 
als etwas ganz anderes erscheint, 
als die Lehrbücher üblicherweise 
vermitteln: Inihnen erscheint auch 
das Strafprozeßrecht als fertig ge- 
geben, alsfix, gewissermaßen vom 
Himmel gefallen. In Wirklichkeit 
sind viele Vorschriften „papierne” 
Gerinnungsprodukte vergange- 
ner erbitterter Auseinanderset- 
zungen, denen man ihre Geschich- 
te nur nicht mehr ansieht. 

Bakker Schut behandelt zahlrei- 
che strafprozessuale Themen. Zu 
drei von ihnen sollen zur Illu- 
stration seine Kernaussagen skiz- 
ziert werden: 


a) Zur „Lex RAF” 

Auf den $. 129 bis 155 widmet er 
sich dem Gesetz zur Ergänzung 
des 1. Gesetzes zur Reform des 
Strafverfahrensrechtes. Dessen 
Bedeutung darin liegt, daß es die 
Initialzündung darstellte für die 
zahlreichen späteren, noch wei- 
tergehenden Eingriffe in dieStPO. 
Auslöser war gewesen, daß das 
BVerfG im Fall Schily (S. 65 - 68) 
das Fehlen einer gesetzlichen Re- 
gelung des Verteidigerausschlus- 
ses moniert hatte. Gleichwohl ver- 
dient - so Bakker Schut- das Ge- 
setz nicht den Namen „lex Schily”, 
sondern die Bezeichnung „lex 
RAF” (S. 132): Anlaß war der 
Stammheimer Prozeß, Ziel: die 
Zerschlagung des Verteidi- 
gerkonzeptes (kollektive Verteidi- 
gung). In der Folge geht er näher 
auf den wesentlichen Inhalt des 
Gesetzes ein: auf den Verteidi- 
gerausschluß nach den $ $ 138a-d 
StPO (S. 135-142), die Verteidiger- 
begrenzung nach $ 137 StPO (S. 
143-154), das Verbot der Mehrfach- 
verteidigung gem. $ 146 StPO (S. 
143-154) und die Regelung über 
die Verhandlung bei Verhandlungs- 
unfähigkeit ($ 231 a StPO, S. 143 
- 154). Der Verteidigerausschluß 
opfert nach Einschätzung Bakker 
Schuts das auch für Verteidiger 
geltende Grundrechtaufeinenfai- 
ren Prozeß der Staatsraison. Aus- 
serdem stelle die Regelung eine 
Blankovollmacht zum Verteidi- 
gerausschluß dar, indem sie u.a. 
bei Verdacht der Strafvereitelung 
eingreife, denn: „Ein guter Vertei- 
diger: wird im allgemeinen fort- 
während in der Nähe der strafba- 
ren Strafvereitelung arbeiten.” (S. 
139) Den Zweck des Verbotes der 
Mehrfachverteidigung sieht er da- 
rin, „nach Ausschließung der am 
besten eingearbeiteten, aktivsten 
und engagiertesten Anwälte ... 


die Vorbereitung einer adäquaten 
Verteidigung für den unmittelbar 
bevorstehenden Mammutprozeß 
in Stuttgart Stammheim [unmög- 
lich zu machen]. Außerdem sollte 
die Koordination des kollektiven 
Hungerstreiks von etwa 50 Gefan- 
genen gegen ihre bedingun- 
gen sowie die Mobilisierung der 

fentlichkeit unterbunden wer- 
den.” (S. 150 f) 


b) $ 231 a StPO 

Den $ 231 a, den „Hungerstreik- 
paragraphen”, behandelt er auf 
den Seiten 245 bis 256. Die Vor- 
schrift wareigens geschaffen wor- 
den, um den BM-Prozeß über die 
Bühne bringen zu können, obwohl 
die Angeklagtensich aufgrund der 
Haftbedingungen im Zustand min- 
destens teilweiser Verhand- 
lungsunfähigkeit befanden. Nor- 
malerweise ist nämlich Verhand- 
lungsunfähigkeit ein Verfahrens- 
hindernis. Es zeigte sich aber, daß 
der Wortlaut des neuen Paragra- 
phen auf die Situation nicht paßte, 
denn $ 231 asagt, derAngeklagte 
müsse sich „vorsätzlich und schuld- 
haft in einen seine Verhandlungs- 
fähigkeit ausschließenden Zustand 
versetzt haben.” Davon kann kei- 
ne Rede sein, wenn die isolieren- 
den Haftbedingungen den Zu- 
stand der Verhandlungsunfähig- 
keit herbeiführen. Geichwohl wur- 
de $ 231 avom OLG Stuttgart an- 
gewendet. Der BGH bestätigte 
das in seiner von Bakker Schut als 
„Folterbeschluß” bezeichneten 
Entscheidung vom 22.10.1975 
(BGHSt 26,228). Der BGH kon- 
statierte hier das Vorliegen von 
Isolationshaft und gab zu, daß sıe 
zu ernsthaften Gesundheitsgefähr- 
dungen führt. Dafür seien die An- 
geklagten aber selbst verantwort- 
lich, da sie so gefährlich seien. 
Das BVerfG akzeptierte den Fol- 
terbeschluß. 


Roxin stellt in seinem Lehrbuch 
(„Strafverfahrensrecht”) $ 231 a 
als Vorschrift unter vielen dar, kri- 
tisiert in Details die Anwendung, 
unterschlägt aber die geschik- 
derte Genese ($ 42, FII3b des 
Lehrbuches). Dabei sind die Ereig- 
nisse um den $ 231 a ein vortreff- 
liches Beispiel dafür, wie aus ak- 
tuellem politischen Wollen heraus 
ad hoc für diesen einen Prozeß 
vom Gesetzgeber eine Vorschrift 
geschaffen wird, die schließlich 
von drei Gerichten entgegen dem 
Wortlaut so zurechtgebogen wird, 
daß der politische Wille auch in 
concreto zum Zuge kommen 
kann. 


c) Zum Kronzeugen 

Von großer Aktualität ist der Be- 
richt über die Vorauflage der der- 
zeitigen Kronzeugendebatte (S. 
290 - 295). Bakker Schut schil- 
dert, wie im Hinblick auf die Be- 
weisschwierigkeiten der Bundes- 
anwaltschaft im Frühjahr 1975 
das Kronzeugenthema in den Bun- 
destag und in die Öffentlichkeit 
lanciert wurde, ohne daß es aller- 
dings zu einer Kodifikation gekom- 
men wäre. Es fragt sich dann vor 
allem, wieso Generalbundesan- 
walt Buback trotz Beweisnotstan- 
des nichts von Kronzeugenrege- 
lung hielt. Seine Antwort läßt sich 
zusammenfassen mit einem Zitat 
von Buback selbst (S. 295): „Der 
Staatsschutz lebt davon, daß er 
von Leuten wahrgenommen wird, 
die sich dafür engagieren, und 
Leute, die sich dafür engagieren, 
wie Herold und ich, finden immer 
einen Weg. Wenn Sie eine gesetz- 
liche Regelung haben und sie mal 
strapazieren müssen, funktioniert 
sie ja meistens doch nicht.” Wie 
die von Buback angedeutete Me- 
thode funktioniert, wird deutlich in 
den Abschnitten über die beiden 
„Kronzeugen” im BM-Prozeß: 
Hoff und Müller. 

Hoff dürfte zu seinen Aussagen 
veranlaßt worden sein durch Hin- 
weis auf die angeblich bevorste- 
hende Verabschiedung der Kron- 
zeugenregelung und durch die 
Zusage, seine Freundin werde 
nicht strafrechtlich belangt wer- 
den (S. 295 - 305). 

Müllers Motiv muß eine Abspra- 
che mit den Ermittlungsbehörden 
gewesen sein, wonach die Staats- 
anwaltschaft seine Bestrafung 
wegen Mordes an einem Polizi- 
sten vereiteln werde, falls er 
wunschgemäß aussage (S. 305 - 
309, 355 - 357, 368 - 382) [Die 
Geheimakte3ARP74/751]).Dem- 
gegenüber können die wenigen 
Bemerkungen von Roxin zum 
Kronzeugen ($ 14 Bll2c, ee des 
Lehrbuches) nur blaß und ver- 
harmlosend erscheinen. 

Als kleiner Wegweiser zu den an- 
deren strafprozessualen Erörte- 
rungen ist Anmerkung 1 gedacht. 


(3) 


Eine Diskussion, diesich ernsthaft 
darum bemüht zu bestimmen, was 
ein linker Anwalt sei, kommt nicht 
um das Buch herum, wenngleich 
natürlich „nur” der Verteidiger in 
politischen Strafverfahrenin Rede 
steht, in Verfahren also, in denen 


der Staat den politischen Feind 
mittels justizförmigen Verfahrens 
ausschalten will, in denen ande- 
rerseits der politische Feind die 
Legitimität des Staates in Frage 
stellen und diesen Staat auf die 
Anklagebank setzen will. In den 
Worten Kirchheimers?: 

In politischen Strafverfahren „ist 
dem Geschehen im Gerichtssaal 
die Aufgabe zugewiesen, auf die 
Verteilung der politischen Macht 
einzuwirken. Das Ziel kann zweier- 
lei sein: entweder bestehende 
Machtpositionen umzustoßen, in- 
dem manausihnen Stücke heraus- 
bricht, sie untergräbt oder in Stük- 
ke schlägt, oder umgekehrt den 
Anstrengungen um die Erhaltung 
dieser Machtpositionen ver 
mehrte Kraft zu verleihen.” 
Selbst Verteidiger im BM-Verfah- 
ren, ist Bakker Schut diese Debat- 
te zentrales Anliegen. „Zieldervor- 
liegenden Studie ist es, einen Bei- 
trag zum Verständnis von Verteidi- 
gung in politischen Strafverfahren 
zu leisten.” (S. 26) Die wichtigsten 
Abschnitte hierzu sind die Kapitel 
„Verteidigung” (S. 74 - 91), die 
„Arbeitsweise des Verteidigers” 
(bes. S. 309 - 318) und „Die,Pro- 
blematik politischer Verteidigung” 
(S. 503 - 518). 

Die Rolle des Verteidigers ist ihm 
methodisches Hilfsmittel („teil 
nehmende Beobachtung”, S. 27), 
um über die Analyse des Ver- 
fahrens die Grundsatzproble- 
matik herauszuarbeiten. Aus der 
eigenen Rolle sowie aus den 
14.000 Seiten Protokoll(S.31) be- 
zieht er die intime Kenntnis des 
Geschehens. Aus dieser Rolle 
heraus ist esihm möglich, sich mit 
der Strategie der Verteidigung in 
konkreten Prozeßlagen - auch - 
kritisch auseinanderzusetzen, so 
z.B. wenn er anläßlich der Anträge 
auf Hinzuziehung medizinischer 
Sachverständiger zur Frage der 
Verhandlungsfähigkeit moniert, 
es hätte auch genauer juristisch 
argumentiert werden können (vgl. 
S. 193 f., mit Fn 67, S. 595 f.). 

Die Analyse ermöglicht ihm schließ- 
lich das resümierende Schlußka- 
pitel, das sich knapp so wiederge- 
ben läßt: 

Der Verteidiger im Strafprozeß ist 
Fürsprecher für eine der beiden 
als waffengleich gedachten Par- 
teien - Angeklagter und Staat -, 
die vor dem Richter als neutralem 
Dritten ihren Streit austragen, im 
Rahmeneines Verfahrens, dasdie 
Waffengleichheit, den fairtrial, ga- 
rantiert. Akzeptieren alle Betei- 
ligten das Modell, wird der Prozeß 
seiner widerstandszerstäuben- 


den Funktion (s.1 a.E.) gerecht. 
Anders wenn es den Parteien da- 
rum geht, den Gegner möglichst 
wirksam anzuprangern und wenn 
möglich auszuschalten. Der Ver- 
teidiger steht dann zwischen den 
Fronten, in einem Dilemma: Als Für- 
sprecher seines Mandanten kann 
er im Prozeß nicht andere Ziele 
verfolgen als dieser, mit der Folge, 
daßerausSichtdesStaateseben- 
falls als jemand erscheint, der - 
zumindest beruflich - liquidiert 
werden muß. Wird er andererseits 
den Loyalitätsanforderungen des 
Staates gerecht, der aus $ 1 
BRAO („Der Rechtsanwalt ist ein 
unabhängiges Organ der Rechts- 
pflege.”) herleitet, der Verteidiger 
müsse sich vom Mandanten inso- 
weit distanzieren, als dieser die 
Legitimität des Verfahrens in Zwei- 
fel zieht, muß ‚er gegen seinen 
Mandanten prozessieren (vgl. da- 
zu auch das Kapitel über die 
Zwangsverteidiger, S. 217-220). 
Es gab Verteidiger, die in dieser 


ausweglosen Lage die Rolle des 
Fürsprechers nicht aufgaben. 

„Unterdem Eindruckihrerkonkre- 
ten Erfahrungen und Konfrontatio- 
nen mit dem Staatsapparatkamen 
sie immer stärker zu der Überzeu- 
gung, daß die viel gepriesene 
Rechtsstaatlichkeit nichts ande- 
res als eine Fassade war, hinter 
der sich, was ihre Mandanten be- 
traf, ein brutaler Machtstaat ver- 
barg, der selbst vor der Vernich- 
tung des gefangenen Gegners 
nicht zurückschreckte. Diese An- 
wälte, für die Croissant ein gutes 
Beispiel war, taten schließlich ge- 
nau das Entgegengesetzte [von 
dem], was dem ‘doppelten Para- 
doxon'’ zufolge von ihnen zu erwar- 
ten gewesen wäre: Anstelle eines 
Bekenntnisses zum Rechtsstaat 
brachten sie ihre Überzeugung 
auch zum Ausdruck. Die spätere 
Ausschaltung dieser Anwälte von 
der Verteidigung oder von einer 
weiteren Berufsausübung über- 
haupt, konnte von ihnen nur als 


Aus der Rechtsprechun 


Problem: Rückforderung von Mak- 
lergebühren bei der Wohnraumver- 
mittlung 

Vorbemerkung: $ 2 Abs. 2 des Woh- 
nungsvermittlungsgesetzes (Wohn- 
VermG) regelt, unter welchen Voraus- 
setzungen dem Wohnungsvermittier 
kein Anspruch auf Erhalt einer Makler- 
gebühr zusteht: Ein solches Entgelt 
darf u.a. nicht verlangen, wer Eigentü- 


mer, Verwalter oder Vermieter der 
Wohnung ist, $ 2 Abs. 2 Nr.2 Wohn- 
VermG. Ein bereits gezahltes Entgelt 
kann der Wohnungssuchende/Mieter 
gemäß $ 5 WohnVermG zurückfor- 
dern. 

Sinn dieser Vorschriften ist es, den 
Wohnungssuchenden vor ungerecht- 
fertigten wirtschaftlichen Belastungen 
quasi „verdeckten Mietzuschlägen”- 
zu schützen. Problematisch ist, daß 
zunehmend Umgehungsversuche zu 
verzeichnen sind. So zahlen die Woh- 
nungssuchenden oftmals als „Bear- 
beitungsgebühren” deklarierte Beträ- 
‘ge, die in ihrer Höhe weit über dem lie- 
gen, was tatsächlich für die Erstellung 
eines Mietvertrages als angemessen 
erscheinen mag. 

Ein weiterer Versuch, die gesetzlichen 
Bestimmungen zu umgehen, ist Ge- 
genstand desnachfolgendabgedruck- 
ten Urteils: In dieser Fallgestaltung tritt 
zwar nicht der Vermieter/Verwalter der 
Wohnung als Makler in Erscheinung, 
wohl aber seine Ehefrau oder andere 
ihm nahestehende Personen. Wenn 
sich zudem-wie im vorliegenden Fall- 
nachweisen läßt, daß die Maklerfirma 
in den gleichen Geschäftsräumen re- 
sidiert wie die Vermieter-/Verwalter- 
firma, so läßt dies ohne weiteres eine 
entsprechende Anwendung der Schutz- 
vorschriften des WohnVermG zugun- 
sten des Mieters zu. 


In der nachfolgend abgedruckten Ent- 
scheidung des Amtsgerichts Freiburg 
finden sich hierzu einige grundle- 
gende Ausführungen. 


eine weitere Bestätigung der Rich- 
tigkeit ihrer Auffassung über den 
wahren Charakter des bürger- 
lichen Rechtsstaates gesehen 
werden.” (S. 518) 


Anmerkungen: 


1. Zum Geheimhalten von Akten, $ 96 StPO, 
S. 368 - 382; 
Zum Abhören von Verteidigergesprä- 
chen, $. 430 - 434 mit Fn 92, $. 634 ff; 
Zum präsenten Beweismittel, $$ 220, 
245 StPO, S.327 f.; 
Zur Aussagegenehmigung von Beamten, 
$ 54 StPO, S. 376; 
Zur Richterablehnung ($ 29 II StPO) S. 
232 - 234, 421 - 424, 427; 
Zum Problem der Zwangsverteidigung, 8. 
217-220; 
Zur Eraptichkung von Verteidigern, $ 145 
StPO, S. 2 
Zur Zusiändhgkeit in Staatsschutzverfah- 
ren, S. 37-45; 
Zur Kontaktsperre, $ $ 33-38 EGGVG, S. 
478-491. 

. Otto Kirchheimer, Politische Justiz, Frank- 
furt 1985, S. 86. 
Auf ihn bezieht sich Bakker Schut vor 
allem hinsichtlich des Begriffs der politi- 
schen Justiz. Siehe z.B. S. 26. 


» 


Amtsgericht Freiburg, Urteil vom 
27.2.1987 -6C 4138/86 


WohnVermG $ 2 Abs. 2 Nr. 2 


Leitsatz (der Redaktion): 

Der Normzweck des $ 2 Abs. 2 Nr. 2 
WohnVermG - Schutz des Woh- 
nungssuchenden vor ungerecht- 
fertigten wirtschaftlichen Belastun- 
gen-gebietet eine analoge Anwen- 
dung dieser Vorschrift, wenn der 
Makler aus anderen als den im Ge- 
setz genannten Gründen ohne jeg- 
lichen Aufwand Kenntnis von dem 
freien Mietobjekt erlangt hat. 


Zum Sachverhalt (gekürzt): 


Die Kl. verlangt von der Bekl., einer 
Wohnungsmaklerin, Rückgewähr einer 
Vermittlungsprovision in Höhe von 
1.425,- DM 

Die Bekl. war die Ehefrau des Inhabers 
der Vermieterfirma M-GmbH und wur- 
de durch diesen über das freie Miet- 
objekt in Kenntnis gesetzt. Aufgrund 
eines von der Bekl. aufgegebenen Zei- 
tungsinserates meldete sich als Inte- 
ressentin die Kl. Diese zahlte nach Ab- 
schluß des Mietvertrages mit der M- 
GmbH einen ihr von der Bekl. für ihre 
Vermittiungsgebühr in Rechnung ge- 
stellten Betrag in Höhe von 1.425,- 
DM 

Die Bekl. geht ihrer Maklertätigkeit in- 
nerhalb des räumlichen Abschlusses 
nach, in dem sich auch die Geschäfts- 
räume der Vermieterfiima M-GmbH 
befinden. 
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Aus den Gründen: 


Die Klage ist begründet. 

Die Klägerin hat gegen die Beklagte 
einen Anspruch auf Zahlung in Höhe 
von 1.425,- DM aus $ 5 WohnVermG 
i.V.m. $ 81211 BGB. 

Die Klägerin hat an die Beklagte ohne 
Rechtsgrund geleistet. 

1. Es kann dahinstehen, ob der Bekl. 
analog $ 2 II Nr. 3 WohnVermG kein 
Maklerprovisionsanspruch zusteht. Ins- 
besondere braucht insoweit nicht die 
Frage entschieden zu werden, obdurch 
die bestehenden persönlichen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen zwischen 


der Beklagten und dem Inhaber der 
Vermieterfirma eine Gefährdung der 
dem Makler vom Mietsuchenden über- 
tragenen Interessenwahrung zu be- 
fürchten ist, die dem gesetzlichen Leit- 
bild der Unparteilichkeit des Maklers 
widerspräche. 

2.Das Fehlen desrechtlichen Grundes 
und damit ein Anspruch der Klägerin 
auf Rückzahlung der Maklerprovision 
ergibt sich vorliegend aus einer ent- 
sprechenden Anwendung des $ 21 Nr. 
2 WohnVermG. Zweck der Vorschrift 
ist es, den Wohnungssuchenden vor 
ungerechtfertigten wirtschaftlichen 
Belastungen zu schützen (Begrün- 
dung des Reg.-E., BT-Drucks VI/1549, 
S.12). 

Die in $ 2 II Nr. 2 WohnVermG aufge- 
führten Personengruppen haben ohne 
jeden Aufwand Kenntnis von dem frei- 
en Objekt. Da deshalb die Suche hier- 
nach für sie entfällt, soll ihnen insoweit 
auch kein Anspruch auf Entgeltzah- 
lung gegen den Mietsuchenden zu- 
stehen. 

In gleicher Weise schutzwürdig ist der 
Wohnungssuchende als Auftraggeber 
auch dann, wenn der Makler aus ande- 
ren Gründen ohne jeglichen Aufwand 
Kenntnis von dem Mietobjekt erlangt. 
Es erscheint lebensnah, dies bereits 
im Fall der Beteiligung eines Ehegat- 
ten anzunehmen. Im vorliegenden Fall 


kommt es darauf jedoch nicht an. Die 
wirtschaftlichen Beziehungen zwi- 
schen der Vermieterin und der Be- 
klagten sind derart ausgestaltet, daß 
die Beklagte ohne Aufwand Kenntnis 
von freiwerdenden Mietobjekten aus 
dem Bestand der M-GmbH erlangen 
konnte. So war es auch hier; nach er- 
folglosen anderweitigen Vermittlungs- 
versuchen setzte die Vermieterin die 
Beklagte über das Objekt in 
Kenntnis. 
Soweit die Beklagte Leistungen - wie 
beispielsweise die Aufgabe eines Zei- 
tungsinserates erbracht hat, liegen 
diese nicht darin, der Mietsuchenden 
einen Vermieter nachzuweisen. Viel- 
mehr dienen sie umgekehrt eeinzigdem 
Nachweis eines geeigneten Mietsu- 
chenden für die Vermieterfirma. 
Einer analogen Anwendung des $ 2 Il 
Nr. 2 WohnVermG steht schließlich 
auch nicht entgegen, daß dasgeltende 
Maklervertragsrecht eine strenge 
Durchführung der Äquivalenz von Lei- 
stung und Gegenleistung nicht voraus- 
setzt. Für den Bereich der Wohnraum- 
vermittlung hat dieser allgemeine Ge- 
danke eine Modifizierung durch das 
WohnVermG erfahren. Eine Durch- 
brechung des spezielleren Schutzge- 
dankens des WohnVermG vermag die- 
ser Aspekt daher nicht zu begründen. 
Rolf Theißen, Freiburg 
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Vorbemerkung: Dernachfolgendabge- 
druckte Beschluß des VG Hannover 
zum Mikrozensus dürfte fürdie im Rah- 
men der Volkszählung 1987 erfolgen- 
den Eilrechtsschutzverfahren von 
großer - argumentativer - Bedeutung 
sein. 


Auskunftspflicht nach dem Mikro- 
zensusgesetz 1985; hier: Antragauf 
Gewährung vorläufigen Rechts- 
schutzes 
Verwaltungsgericht Hannover, 
Beschluß vom 10.1.1986, 
Az.: 10 VG D 138/85 
Die aufschiebende Wirkung des Wi- 
derspruchs des Antragstellers vom 17. 
Oktober 1985 gegen die Verfügung 
des Antragsgegner vom 27. Septem- 
ber 1985 wird angeordnet. 
Der Antragsgegner trägt die Kosten 
des Verfahrens. 

Gründe: 


1. Der Antragsteller ist in einem Bereich 
wohnhaft, dessen Bewohner zur Durch- 
führung einer Statistik nach dem Ge- 
setz zur Durchführung einer Reprä- 
sentativstatistik über Bevölkerung und 
‚Arbeitsmarkt (Mikrozensusgesetz) vom 
10.6.1985 auskunftspflichtig sind. Er 
wurde am 26.8.1985 von dem vondem 
Antragsgegner für diesen Bezirk ein- 
gesetzten Interviewer aufgesucht. 


Eine Befragung lehnte der Antragstel- 
ler ab. Daraufhin forderte ihn der An- 
tragsgegner mit Schreiben vom 3.9. 
1985 erneut zur Auskunftserteilung 
auf. Dies verweigerte der Antragsteller 
gleichfalls. (.. .) 


Il. Der zulässige (1.) Antrag ist begrün- 
det (2), so daß ihm mit der ent- 
sprechenden Kostenfolge (3.) stattzu- 
geben ist. 

1.) Das Rechtsschutzbegehren ist zu- 
lässig. 

Der Antrag auf Anordnung der auf- 
schiebenden Wirkung des Wider- 
spruchs gemäß $ 80 Abs. 5 Satz 1 
1.Alternative VwGO ist statthaft; denn 
die aufschiebende Wirkung von Wi- 
derspruch und Anfechtungsklage ge- 
gen die Aufforderung zur Auskunftser- 
teilung ist gemäß $ 9 Abs. 2 des Geset- 
zes zur Durchführung einer Repräsen- 
tativstatistik über die Bevölkerung und 
den Arbeitsmarkt- Mirkozensus- vom 
10.6.1985 (BGBl. | s., 955) i.S.von $ 80 
Abs. 2 Nr. 3 VwGO durch Bundes- 
gesetz ausgeschlossen. 

G.) 


2.2 Dem Antrag ist (...) in materieller 
Hinsicht Erfolg beschieden. 

Beidervom Gericht zutreffenden eige- 
nen Ermessensentscheidung (vgl. 
Kopp, VwGO, 6. Aufl., $ 80 RN 78mwN) 
über die begehrte Anordnung der auf- 
schiebenden Wirkung nach $ 80 Abs. 
5Satz 1 1. Alternative VwGO sind die 
Interessen des Antragstellers und des 
‚Antragsgegners sowie betroffene Inte- 
ressen Dritter und der Allgemeinheit 


gegeneinander abzuwägen (BVerfG, 
B. v. 13.6.1979 - 1 BvR 699/77 -, 
BVerfGE 61, 268 (286); Kopp, a.a.O., 
$ 80 RN 81 mwN und RN 83 mwN). 
Dabei sind vor allem die Natur, Schwe- 
re und Dringlichkeit der dem Bürger 
auferlegten Belastung und die Mög- 
lichkeit oder Unmöglichkeit einer et- 
waigen späteren Rückgängigma- 
chung der Maßnahme oder ihrer Fol- 
gen zu berücksichtigen (BVerfG, B. v. 
18.7.1973 - 1 BvR 23, 156/73 -, 
BVerfGE 35, 382 (402); Kopp, a.a.O., $ 
80 RN 69). Im Rahmen dieser Interes- 
senabwägung sind die überschauba- 
ren Erfolgsaussichten des in der Haupt- 
sache eingelegten Rechtsbehelfs nicht 
ohne Bedeutung, wenn die Begründet- 
heit oder Unbegründetheit des Rechts- 
behelfs offensichtlich ist, was keinen 
verfassungsrechtlichen Bedenken be- 
gegnet (BVerfG, [Vorprüfungsaus- 
schuß], B.v. 11.2.1982-2 BvR 77/82-, 
NVwZ 1982, 241 u.B.v. 15.2.1982-2 
BvR 1492/81 -, NVwZ 1982, 241; 
BVerfG, B. v. 29.4.1979-VIC 21.74-, 
DVBI. 1974, 566; B. v. 3.4.1978 - 
7 C 26.78 -, NJW 1978, 2211; Kopp, 
a.a.0., $ 80 RN 82 mwN; Finkelnburg, 
Vorläufiger Rechtsschutz in Verwal 
tungsstreitverfahren, 2. Aufl., RN 500). 
Dabei ist allerdings zu berücksichti- 
gen, daß diese Regel nur tendenziell 
verallgemeinerungsfähig ist (OVG Lü- 
neburg, B. v. 5.12.1974 - Ill OVG B 
77/74-, DVBl. 1976,81 (82); VG Han- 
nover, B. v. 20.12.1985 - 10 VG D 
112/85 -S. 11; Kopp, a.a.0., $ 80 RN 
81 uRn 70). 


Hinsichtlich der Gewichtung der im 
Rahmen der Interessenabwägung zu 
berücksichtigenden Belange ist es 
ohne Bedeutung, daß die aufschie- 
bende Wirkung im vorliegenden Fall 
durch Bundesgesetz ausgeschlossen 
ist und nicht etwa durch behördliche 
Anordnung nach $ 80 Abs. 2 Nr. 4 
VwGO. Die Kammer folgt damit nicht 
der insbesondere von Redeker / v. 
Oerzten (VwGO, 8. Aufl., $ 80 RN 45, 
anders offensichtlich RN 26), Eyer- 
mann/ Fröhler (VwGO, 8. Aufl., $ 80 RN 
47 b) und Finkelnburg (a.a.O., Rn 500) 
vertretenen Auffassung, daß der ge- 
setzliche Ausschluß der aufschieben- 
den Wirkung - anders als in den Fällen 
des $ 80 Abs. 2 Nr.4 VwGO-eine Ver- 
mutung dahingehend begründe, daß 
das öffentliche Interesse das private 
Interesse überwiege, weil der Gesetz- 
geber dem öffentlichen Vollzugsinte- 
resse generell den Vorrang vor dem 
Suspensivinteresse des Betroffenen 
eingeräumt habe (offengelassen von 
VG Hannover, B.'v. 20.12.1985, a.a.O., 
S. 11 f. Bereits das Bundesverfas- 
sungsgericht hat unter dem Gesichts- 
punkt desin Art. 19 Abs. 4 niederlegten 
Gebots effektiven Rechtsschutzes er- 
hebliche Zweifel an der Berechtigung 
dieser Vermutung geäußert und die 
Ablehung eines Antrages nach $ 80 
Abs. 5 Satz 1 1. Alternative VwGO nur 
deshalb als verfassungsgemäß ange- 
sehen, weil die Erfolgsaussichten des 
in der Hauptsache eingelegten Rechts- 
behelfs offensichtlich nicht gegeben 
waren.(BVerfG, B. v. 15.2.1982, a.a.0.) 
Die Kammer, die insoweit im Einklang 
mit Renner (MDR 1979, 887 [888 ff.)) 
steht, vermag den einschlägigen ge- 
setzlichen Vorgaben keinen Anhalts- 
punkt dafür zu entnehmen, daß von 
einer Vermutung des das Individualin- 
teresse überwiegende öffentliche In- 
teresse auszugehen sei. Der für die 
gerichtliche Entscheidung in allen 
Fällen des $ 80 Abs. 2 VwGO Anwen- 
dung findende $ 80 Abs. 5 VwGO be- 
stimmt nicht ausdrücklich die Voraus- 
setzungen einer Aussetzung des So- 
fortvollzuges durch das Gericht. Wie 
bereits ausgeführt, geht die Recht- 
sprechung davon aus, daß eine Inte- 
ressenabwägung vorzunehmen sei. 
Eine Auslegung von $ 80 Abs. 5 VwGO 
nach den Grundsätzen derjuristischen 
Methodenlehre (vgl. Larenz, Metho- 
denlehre der Rechtswissenschaft, 5. 
Aufl., S. 305 ff.) - also unter gram- 
matikalischen, systematischen, teleo- 
logischen und historischen Gesichts- 
punkten - führt nicht zu der berech- 
tigten Annahme der behaupteten Ver- 
mutungsregelung im Rahmen einer 
materiellen Interessenabwägung. 

Der Wortlaut von $ 80 Abs. 5 VwGO 
(und von $ 80 Abs. 2 VwGO) weist kei- 
ne Anhaltspunkte dafür auf, daß zwi- 
schen dem behördlichen und dem ge- 
setzlichen Ausschluß deraufschieben- 
den Wirkung in dem Sinne zu differen- 
zieren sei, daß bei der gerichtlichen 
Entscheidung über eine gesetzlich 
ausgeschlossene aufschiebende Wir- 
kung die beschriebene Vermutungsre- 
gelung gelte (Renner, a.a.0., 888). Der 


Entstehungsgeschichte ist gleich- 
falls nichts dahingehend zu entneh- 
men (Renner, a.a.O., 888). Eine Ausle- 
gung nach systematischen Kriterien 
führt ebenfalls nicht zu einem sol- 
chen Ergebnis. 

Die Auslegung vor dem Hintergrund 
desSinnesundZweckesvon $ 80 Abs. 
5 VwGO und damit des Suspensivef- 
fektsvon $ 80 Abs. 1 VwGO, demdurch 
eine positive Entscheidung nach $ 80 
Abs. 5 VwGO gerade Geltung ver- 
schafft werden soll, spricht gegen die 
beschriebene Vermutungsregel. In die- 
sem Zusammenhang kommt es ent- 
scheidend auf den verfassungsrechtli- 
chen Stellenwert des Suspensivef- 
fekts und des Verfahrens nach $ 80 
‚Abs. 5 VwGO an. 

Art. 19 Abs. 4 GG verleiht dem Bürger 
einen Anspruch auf einen tatsächlich 
wirksamen, also effektiven, gericht- 
lichen Rechtsschutz (BverfG, B. v. 
9.6.1973 - 1 BvL 39/69 und 14/72 -, 
BVerfGE 35, 263 (274); B. v. 18.7.1973, 
a.a.0., 401; B. v. 19.10.1977 - 2 BvR 
42/76 -, BVerfGE 46, 166 (178); B. v. 
11.2.1982, a.a.O., mwN). Die verfas- 
sungsrechtliche Bedeutung des Sus- 
pensiveffekts von verwaltungsprozes- 
sualen Rechtsbehelfen liegt darin, daß 
aus Art. 19 Abs. 4 GG auch folgt, daß 
irreparable Entscheidungen, wie sie 
durch die sofortige Vollziehung ein- 
treten können, soweit wie möglich aus- 
geschlossen werden sollen, was ver- 
deutlicht, daß die nach $ 80 Abs. 1 
VwGO für den Regelfall vorgeschrie- 
bene aufschiebende Wirkung eine ad- 
äquate Ausprägung der verfassungs- 
rechtlichen Rechtsschutzgarantie und 
ein fundamentaler Grundsatz des öf- 
fentlich-rechtlichen Prozesses ist 
(BVerfG, B.v. 19.6.1973, a.a.0.,272;B. 
v. 18.7.1973, a. 402; B. v. 19.10. 
1977, a.a.0., 178; B. v. 11.2.1982, 
a.a.O0.). Art. 19 Abs. 4 GG gewährleistet 
indegsen die aufschiebende Wirkung 
nicht schlechthin (BVerfG, B. v. 19.6. 
1973, a.a.O., 272; B. v. 18.7.1973, 
a.a.0., 402, B. v. 11.2.1982, a.a.O.). 
Ausnahmsweise können überwie- 
gende öffentliche Belange es recht- 
fertigen, den Rechtsschutzanspruch 
des Grundrechtsträgers einstweilen 
zurückzustellen, um unaufschiebbare 
Maßnahmen im Interesse des allge- 
meinen Wohls rechtzeitig in die Wege 
zu leiten (BVerfG, B. v. 18.7.1973, 
a.a.O., 402, B. v. 11.2.1982, a.a.O.). In 
den Fällen, in denen die aufschieben- 
de Wirkung ausgeschlossen ist, hat 
der Gesetzgeber durch die Bereitstel- 
lung des Verfahrens nach $ 80 Abs. 5 
VwGO gewährleistet, daß der Rechts- 
schutz in der Hauptsache gegen bela- 
stende Verwaltungsakte durch den 
Suspensiveffekt begleitet und abge- 
sichert werden kann. Daraus erschließt 
sich die verfassungsrechtliche Bedeu- 
tung des Verfahrens nach $ 80 Abs. 5 
VwGO. Es dient-genauso wie der Sus- 
pensiveffekt - der Gewährleistung ef- 
fektiven Rechtsschutzs i.S. von Art. 19 
Abs.4 GG. Im Rahmen derBeurteilung, 
obdem Regelfalldes Suspensiveffekts 
im Wege von $ 80 Abs. 5 VwGO wieder 
Geltung verschafft werden soll, ist es 


ohne Bedeutung, wer den Sofortvoll- 
zug veranlaßt hat; denn Art. 19 Abs. 4 
GG läßt eine solche Differenzierung 
nicht zu. Der Zweck der gerichtlichen 
Kontrolle, nämlich die Gewährleistung 
effektiven Rechtsschutzes, ist in den 
Fällen des behördlichen und des ge- 
setzlich angeordneten Sofortvollzu- 
ges derselbe. Unterschiedlich ist ledig- 
lich die Person des Kontrollierten und 
der Umstand, daß im Falle des abstrakt- 
generellen Ausschlusses des Suspen- 
siveffekts durch den Bundesgesetz- 
geber die Behörde nicht verpflichtet 
ist, den Ausschluß der aufschiebenden 
Wirkung nach $ 80 Abs. 3 VwGO zu 
begründen. Mithin läßt es der Zweck 
von $ 80 Abs. 5 VwGO angesichts von 
Art. 19 Abs. 4 GG nicht zu, daß in den 
Fällen des $ 80 Abs. 2 Nr.3VwGOeine 
Vermutung für den Vorrang öffentli- 
chen Belange streitet (Renner, a.a.O., 
890). 

Nach diesen Grundsätzen beurteilt 
geht die Interessenabwägung zu Gun- 
sten des Antragsstellers aus. Dazu im 
einzelnen: 

‚Auf die Erfolgsaussichten des Rechts- 
behelfsin der Hauptsache-des Wider- 
spruchs - stellt die Kammer deshalb 
nicht ab, weil diese für sie zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt nicht überschau- 
bar sind. 

Anknüpfungspunkt der materiell-recht- 
lichen Beurteilung der in erster Linie 
gerügten Verfassungswidrigkeit des 
Mikrozensusgesetzes ist das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts vom 
15.12.1983 (BVerfGE 65, 1), das das 
Gesetz über die Volks-, Berufs-, Woh- 
nungs- und Arbeitsstättenzählung - 
Volkszählungsgesetz-vom 25.3.1982 
(BGBI. I S. 369) betrifft. Danach ge- 
währleistet das aus Art. 2 Abs. 1 GG 
iVm Art. 1 Abs. 1 GG abzuleitende 
Recht des Bürgers auf informationelle 
Selbstbestimmung den Schutz des 
Einzelnen gegen unbegrenzte Erhe- 
bung, Speicherung, Verwendung und 
Weitergabe seiner persönlichen Da- 
ten (BVerfG, U. v. 15.12.1983, a.a.O., 
43). Eine Einschränkung dieses verfas- 
sungsrechtlichen Schutzes ist indes- 
sen im überwiegenden Allgemeinin- 
teresse hinzunehmen, wofür es einer 
verfassungsmäßigen gesetzlichen 
Grundlage bedarf, die sich an den 
rechtsstaatlichen Geboten der Nor- 
menklarheit und der Verhältnismäßig- 
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keit zu orientieren hat (BVerfG, U. v. 
15.12.1983, a.a.O., 44). Ferner hat der 
Gesetzgeber organisatorische und ver- 
fahrensrechtliche Vorkehrungen zu 
treffen, welche der Gefahr einer Verlet- 
zung des Persönlichkeitsrechts entge- 
genwirken (BVerfG, U. v. 15.12.1983, 
a.a.O., 44). Dabei gibt es unter den Be- 
dingungen der automatischen Daten- 
verarbeitung im Hinblick auf die Nutz- 
barkeit und Verwendungsmöglichkeit 
kein,, loses” Datum mehr (BVerfG, 
U.v. 15.12.1983, a.a.o., 45). Dies erfor- 
dert im Hinblick auf die hier in Rede 
stehende Erhebung und Verarbeitung 
statistischer Daten (BVerfG, U. v. 
15.12.1983, a.a.O., 47 ff), daß der Ver- 
wendungszweck der Daten in gewis- 
sem Umfang bestimmt ist, die Angaben 
für diesen Zweck geeignet und erfor- 
derlich sind, die Verarbeitungsvoraus- 
setzungen definiert sind, der Gefahr 
einer sozialen Abstempelung entge- 
gengewirkt wird, Vorkehrungen für 
Durchführung und Organisation von 
Datenerhebung und -verarbeitung 
getroffen werden, Löschungsregelun- 
gen für Angaben geschaffen werden, 
die eine Identifizierung ermöglichen, 
die Geheimhaltung gesichert ist, dem 
Gebot der frühzeitigen Anonymisie- 
rung entsprochen wird sowie Vorkeh- 
rungen gegen eine Reidentifizierung 
getroffen werden. Eine Weitergabe 
von nicht anonymisierten oder stati- 
stisch aufbereiteten Daten für Zwecke 
des Verwaltungsvollzuges kann ver- 
fassungswidrig sein (BVerfG, U. v. 
15.12.1983, a.a.O0., 51). Schließlich 
verstößt es gegen das Recht auf infor- 
mationelle Selbstbestimmung, wenn 
im Wege der Nutzung technischer Ver- 
bundsysteme durch die Zusammen- 
führung einzelner Lebens- und Perso- 
naldaten die Erstellung von Persön- 
lichkeitsprofilen der Bürger ermöglicht 
a (BVerfG, U.v. 15.12.1983, a.a.O., 
53). 

Die Kammer vermag in Anbetracht die- 
ser Vorgaben des Bundesverfas- 
sungsgerichts in dem ihr für das Eilver- 
fahren zur Verfügung stehenden not- 
wendig kurzen Zeitraum die Erfolgs- 
aussichten der Hauptsache nicht in 
einer Weise zu beurteilen, die die An- 
nahme rechtfertige, der Rechtsbehelf 
in der Hauptsache sei offensichtlich 
erfolgreich oder offensichtlich aus- 
sichtslos. Dabei ist von zentraler Be- 


deutung, daß der Antragsteller sub- 
stantiiert die Verfassungswidrigkeit 
des Mikrozensusgesetzes rügt, wo- 
rauf es für die Erfolgsaussichten in der 
Hauptsache entscheidend ankommen 
wird. Da eine Vorlage nach Art. 100 GG 
in Verfahren nach $ 80 Abs. 5 VwGO 
ausscheidet (Kopp, a.a.0., $ 80 RN 92 
amwN; Redeker / v.Oerzten, $ 80 RN 
46 amwN), kommt es auch für die Vor- 
ausbeurteilung der Hauptsache in die- 
sem Eilverfahren auf die Verfassungs- 
mäßigkeit des Gesetzes an. Diese ver- 
mag die Kammer indessen wegen der 
Eilbedürftigkeit und der Komplexität 
der rechtlichen Beurteilung sowie der 
ihr zugrunde liegenden tatsächlichen 
Fragen nicht mit der gebotenen Si- 
cherheit zu beurteilen. So sind ihrzum 
gegenwärtigen Zeitpunkt keine aus- 
reichenden Materialien zugänglich, 
die ihr eine Bewertung der von dem 
Antragstellerangesprochenen Fragen 
technisch-mathematischer Natur er- 
möglichten, wie z.B. eine Beurteilung 
der Frage, ob eine Reidentifizierung in 
verfassungsmäßiger Weise ausge- 
schlossen ist. Die von dem Antrags- 
gegner überreichten verwaltungsge- 
richtlichen Beschlüsse (VG Hamburg, 
B.v. 18.11.1985-7 VG 2963/85 -, VG 
Regensburg, B. v. 29.8.1985- RN7S 
85 A 1428 - und VG Frankfurt, B. v. 
20.9.1985 - VI/1-H 1751/85--), die An- 
träge auf Gewährung vorläufigen 
Rechtsschutzes gegen Auskunftsver- 
langen ablehnen, vermögen diese not- 
wendige Tatsachenbasis nicht zu er- 
setzen. Wenn die Kammer deshalb 
davon ausgeht, daß die Erfolgsaus- 
sichten in der Hauptsache nicht über- 
schaubar sind, so vernachlässigt sie 
dabei nicht, daß das Bundesverfas- 
sungsgericht in seinem Urteil vom 
15.12.1983 (a.a.0.,83 ff. und 66 ff.) das 
Volkszählungsgesetz nur insoweit für 
verfassungswidrig erklärt hat, als die 
gesetzliche Regelungin $ 9 Abs. 1 und 
3 Übermittiungsregelungen aufwies, 
die im Mikrozensusgesetz nicht vor- 
handen sind. Eine umfassende Prü- 
fung der materiellen Rechtslage muß 
einem Hauptsacheverfahren vor- 
behalten beiben. Mithin hat die Kam- 
mer eine Interessenabwägung ohne 
Berücksichtigung der Aussichten in 
der Hauptsache vorzunehmen. Ins- 
besondere müssen die Folgen abge- 
wogen werden, die einträten, wenn die 
‚Anordnung der aufschiebenden Wir- 
kung nicht erging, der Rechtsbehelf in 
der Hauptsache indessen Erfolg hätte, 
gegenüber den Nachteilen, die ent- 
ständen, wenn die begehrte Gewäh- 
rung vorläufigen Rechtsschutzes er- 
ginge, dem Rechtsbehelf in der Haupt- 
sache indessen der Erfolg zu versagen 
wäre. Diese Interessenabwägung führt 
zur Begründetheit des Antrages. 

Ergeht die Anordnung der aufschie- 
benden Wirkung nicht, erweist sich 
aber der Rechtsbehelf in der Haupt- 
sache als begründet, verletzt der Voll- 
zug des Auskunftsverlangens den An- 
tragsteller in seinen Grundrechten. 
Bereits die Erhebung der Daten stellte 
dann einen verfassut rigen Ver- 
stoß gegen das Recht auf informatio- 


nelle Selbstbestimmung dar. Läßt sich 
ein solcher Grundrechtsverstoß nicht 
offensichtlich ausschließen, muß auch 
die nur einmalige und in gutem Glau- 
ben an die Verfassungsmäßigkeit der 
Maßnahme begangene Verletzung als 
schwerer Nachteil nicht nurfürden An- 
tragsteller, sondern auch für das Ge- 
meinwohl angesehen werden (Vgl. 
BVerfG, U. v. 12.4.1983 - 1 BvR 209, 
269/83 -, BVerfGE 64, 67 /81 mwN). 
Demgegenüber wiegt es weniger 
schwer, wenn dem Begehren des An- 
tragsstellers stattgegeben wird, das 
Gesetz sich aberin der Hauptsacheals 
verfassungsmäßig erweisen sollte. Es 
ist nämlich weder vorgetragen noch 
ersichtlich, daß das rechtlich vorläu- 
fige und faktisch möglicherweise end- 
gültige Ausscheiden des Antragstel- 
lers aus dem Kreis der auskunfts- 
pflichtigen Personen zu einer Un- 
brauchbarkeit der Repräsentativstati- 
stik in ihrer Gesamtheit führte. Inso- 
weit hat der Antragsgegner in seiner 
Ablehnung des Aussetzungsbegeh- 
rens am 18.11.1984 lediglich allge- 
mein ausgeführt, daß auf die Erhebung 
der Daten des auskunftspflichtigen 
Personenkreises nicht verzichtet wer- 
den könne. 


3.) Die Kostenentscheidung beruht auf 
$ 154 Abs. 1 VwGO. 


Verwaltungs- 
gerichtshof 


Mannheim: 

Neue Baden-Württem- 
bergische Juristenaus- 
bildungsordnung 
teilweise nichtig 


Der baden-württembergische Verwal- 
tungsgerichtshof (VGH) hat mehrere 
Bestimmungen der Juristenausbil- 
dungsordnung für nichtig erklärt. In sei- 
nem Urteil entsprach das Gericht da- 
mit der Klage von 155 Rechtsreferen- 
daren. Der Antrag betraf in allen Punk- 
ten Bestimmungen derZweiten Juristi- 
schen Staatsprüfung. 

Für nichtig erklärt wurde unter ande- 
rem die Bestimmung, wonach der Kan- 
didat mündlich in dem von ihm für den 
Vorbereitungsdienst gewählten 
Schwerpunkt-Rechtsbereich nicht ge- 
prüft werden darf. Die Verschrift läßtfür 
Fächer des gewählten Schwerpunkt- 
Bereiches nur die schriftliche Prüfung 
zu. Diese Vorschrift sei mit dem deut- 
schen Richtergesetz nicht vereinbar, 
erklärt der erkennende 9. Senat im Ur- 
teil dieses Normenkontroliverfahrens. 
‚Außer Kraft setzte der VGH ferner die 
Bestimmung, daß für Kandidaten, die 
die erste Staatsprüfung nach dem frü- 
heren Recht absolviert haben, mehre- 
re Rechtsgebiete als Pflichtstoff der 
Zweiten Staatsprüfung gelten. Dazu 
zählen in den für nichtig erklärten Be- 
stimmungen die Grundzüge des inter- 
nationalen Privatrechts, des Handels- 
und Gesellschaftsrechts sowie des 
Wertpapierrechts und die Grundzüge 
des Europarechts und des Völker- 
rechts. (Aktenzeichen: 9 S 3024/86) 


Abgewiesen wurde demgegenüber 
die Klage eines Jurastudenten aus 
Freiburg gegen die Gültigkeit der Juri- 
stenausbildungsverordnung, soweit 
sie das 1. Juristische Staatsexamen 
betrifft. 

(VGH Mannheim, Az.: 9 S 664/86) 


Betr.: 
Tiefflugübungen 


Über 60 Gruppen und Vereine haben 
sich zusammengeschlossen zu einer 
Bundeskoordinationsstelle der Tief- 
fluggegner. Neben dem Aufbau eines 
umfänglichen Archivs wird künftig eine 
bessere Koordination der juristischen 
Maßnahmen gegen gesundheitsschä- 
digende Tiefflugübungen in der Bun- 
desrepublik angestrebt. Zu diesem 
Zweck soll auf dem am 20./21. Juni 
stattfindenden diesjährigen Bunde- 
streffen ein Arbeitskreis Recht gebil- 
det werden. Zur Mitarbeit sind insbe- 
sondere Juristen/innen aufgerufen. 
Kontakt: 

Bürgerinitiative Tieffluglärm e.V. 
Obere Schloßgasse 3 

6509 Biebelnheim 

Tel.: 06733 - 7897 


Zur Information nachfolgend einige 
Urteile, die zum Themenbereich Tief- 
fluglärm vorliegen: 

BGH, Urteil vom 28.10.1979 

III ZR 177/77 Köln 

Minderwert eines Gutshauses, das den von 
einem naheliegenden Flugplatz ausgehen- 
den Lärmbeeinträchtigung ausgesetzt ist. 
LG Hamburg, Urteil vom 6.11.1984 

21aC 35/84 

Maklerlohn verwirkt, da verheimlicht wurde, 
daß sich das Objekt in einer Flugschneise 
befindet. 

LG München, Urteil vom 18.12.1985 

90 15617/85 
Schadensersatzansprüche einer Frauwegen 
Tiefflug abgelehnt 

LG Heilbronn, Urteil vom 25.11.1986 (z.Z. 
Revision) 2 O 971/86 

Schadensersatz, Schmerzensgeld u.a. we- 
gen Tiefflügen abgelehnt. 

VG Karlsruhe, Urteil vom 2.12.1986 

1 K 228/85 

Ballone sind genehmigungspflichtig. Die Ge- 
nehmigung bis 100m Steighöhe kann nicht 
versagt werden. 

BGH, Urteil vom 30.1.1986 

III ZR 34/85 

Entschädigung wegen Beeinträchtigung ei- 
nes Hausgrundstückes in der Nähe eines 
Militärflughafens gerechtfertigt. 

AG Darmstadt, Urteil vom 13.6.1986 

59 Js 61408.1/85 

Ballon-Aktion ist rechtmäßig 

V\. Zivilsenat, Urteil vom 27.1.1981 

VI ZR 204/79 

Dacheinsturz durch Hubschrauber 

BGH, Urteil vom 30.10.1975 

IN ZR 79/73 

Schadensersatz für Gebäudeschaden we- 
gen Tiefflug 

BGH, Urteil vom 1.12.1981 

VIZR 111/80 

Lärmirritation eines Kraftfahrers durch ein 
tieffliegendes Düsenflugzeug 

AG Weißenburg 

C 125/86 

Schmerzensgeld für Sturz vom Fahrrad we- 
gen Tiefflug 


„Roll back” 
im deutschen 
Strafvollzug? 


Verschärfungen im 
Strafvollzugsrecht 
geplant 


Pünktlich zum 10jährigen Bestehen 
des Strafvollzugsgesetzes wurden Plä- 
ne bekannt, wonach Strafvollzugsex- 
perten der CDU-regierten Länder eine 
„härtere Grundlinie” in das StVollzG 
einbringen wollen. Mitte Februar 1987 
beschloß eine Expertenrunde in Würz- 
burg mit 8 gegen 3 Stimmen (Bremen, 
Hamburg, NRW), Vollzugslockerungen 
(Aus- und Freigang, Urlaub) auch dann 
zu versagen, „wenn dies wegen der 
Schwere der Schuld oder zur Verteidi- 
gung der Rechtsordnung geboten ist.” 
Bisher zeichnet sich das StVollzG ge- 
rade dadurch aus, daß Schuldschwe- 
re-Gesichtspunkte für die Vollstrek- 
kungsgestaltung keine Rolle spielen 
dürfen. Allerdings- und das ist der juri- 


stische Ansatzpunkt für den Beschluß 
der konservativen Vollzugsexperten - 
hat das Verfassungsgericht 1983 im 
Falle zweier ehemaliger NS-Massen- 
mörder die Berücksichtigung von 
Schuldaspekten bei der Hafturlaubge- 
währung als nicht grundgesetzwidrig 
erkannt. Aus diesem Extrem- und da- 
mit auch Ausnahmefall soll nach dem 
Willen der CDU-Experten künftig der 
Normalfall werden. 

Weiterhin ist eine Neugewichtung der 
Vollzugszielein $ 2StVollzGbeabsich- 
tigt. War bisher die Resozialisierung 
das Primärziel, wobei der Vollzug 
„auch” vor Straftaten schützen sollte, 
so sollen künftig gesetzlich beide Ziel- 
setzungen gleichrangig nebeneinan- 
derstehen („zugleich”). Esist zu erwar- 
ten, daß dies den Tendenzen in der Voll- 
zugspraxis sehr entgegenkommt, die 
‚ohnedies in erster Linie auf Sicherheit, 
denn auf Resozialisierung Wert legen. 

In die gleiche Richtung gehen zwei 
weitere Vorschläge: Der Anstaltsleiter 
soll die Trennscheibe bei Gesprächen 
zwischen Anwalt und Mandant immer 
dann anordnen dürfen, wenn eresaus 
Gründen „der Sicherheit” oder „zur 
‚Abwendung einer schwerwiegenden 
Fer der Ordnung” für notwendig 
hält. 

Ferner sollen Zeitungen den Gefange- 
nen verboten werden, wenn diese „re- 
gelmäßig” das Vollzugsziel oder „die 
Sicherheit und Ordnung” in der Anstalt 
„erheblich gefährden”. Mit dieser Re- 
gelung will man die Einzelprüfung der 
Zeitschriften umgehen, indem man ein 
generelles Verbot für die jeweilige 
Zeitschrift erläßt. 


Gefängnis- 
Neubauprogramm 
in Großbritannien 


Die britische Regierung hat das um- 
fassendste Gefängnis-Neubaupro- 
gramm der neueren Geschichte in 
Gang gesetzt. In den 120 englischen 
und walisischen Gefängnissen - 
Schottland verfügt über ein separates 
Rechtssystem - befinden sich zur Zeit 
49.600 Inhaftierte. Die Verhältnisse in 
den Anstalten, so die Bewertung des 
„Verbands für die Wiedereingliede- 
rung von Gefangenen”, lassen „sogar 
elementare Normen menschlichen 
Anstands” vermissen. 

Kurzfristig plant die Regierung, Gefan- 
gene in einer Reihe von Armeekaser- 
nen unterzubringen. 

Der gegenwärtig zu verzeichnende 
sprunghafte Anstieg der Gefangenen- 
zahlen hat seine Ursache unter ande- 
rem in einer völlig verfehlten Kriminal- 
politik der konservativen britischen 
Regierung. So ist die Verschärfung 
und generelle Verlängerung der Stra- 
fen durch den Gesetzgeber seit dem 
‚Amtsantritt Magaret Thatchers im Jah- 
re 1979 mitverantwortlich für die Über- 
füllung der Gefängnisse. Auch hat sich 
die Zahl der Untersuchungsgefange- 
nen seit 1979 mehr als verdoppelt. 


Personalkarussell 
am Bundes- 
verfassungsgericht 


1987 werden 6 Richter das Bundes- 
verfassungsgericht verlassen. 

Gemäß Artikel 94 Abs. 1 Satz 2 des 
Grundgesetzes werden die insgesamt 
16 Richter der beiden Senate des 
BVerfG je zur Hälfte vom Bundesrat 
und Bundestag gewählt. Der Bun- 
desrat bestimmt die Richter unmittel- 
bar. Für den Bundestag nimmt ein 
Wahlmänner(frauen?)-Ausschuß die 
Berufung der Richter vor. Da es in bei- 
den Gremien einer Zweidrittelmehr- 
heit bedarf, wurde das Gesetz in den 
70er Jahren informell „ergänzt” durch 
eine Abmachung zwischen der SPD 
und der CDU/CSU, wonach in beiden 
Senaten jeweils 3 von der CDU/CSU 
vorgeschlagene, 3 von der SPD vor- 
geschlagene und 2 parteilose Richter 
sitzensollen. Von den beiden letzteren 
soll wiederum jeweils einer der SPD 
bzw. der CDU/CSU nahestehen. 

Für die nun ausscheidenden Richter, 
Wolfgang Zeidler, Helmut Simon und 
Konrad Hesse hat die SPD das Vor- 
schlagsrecht. CDU/CSU haben das 
Vorschlagsrecht für die Nachfolger der 


Bundesverfassungsrichter Dietrich 
Katzenstein, Engelbert Niebler und 
Helmut Steinberger. 


Zwischen SPD und CDU/CSU läuft 
nun schon seit einigen Monaten - an- 
gesichts der Zweidritte-Mehrheitsbe- 
stimmung - der Personalpoker. Im ein- 
zeinen werden als Nachfolger für die 
Richter Simon und Zeidler (jeweils 
SPD) gehandelt: Otto Rudolf Kissel, 
Präsident des Bundesarbeitsgerichts, 
Thomas Dieterich, Senatsvorsitzender 
am Bundesarbeitsgericht, sowie Erich 
Steffen, Vorsitzender Richteram BGH. 
Für Konred Hesse werden genannt: 
Spiro Simitis (hessischer Datenschutz- 
beauftragter) sowie der Heidelberger 
Völkerrechtier Jochen Frowein und 
der Frankfurter Rechtsprofessor Mi- 
chael Stolleis. 

Die CSU hat zum Nachfolgerfür Engel- 
bert Niebler ihren Kandidaten, den Mi- 
nisterialdirigenten in der Bayrischen 
Staatskanzlei, Konrad Kruis, bereits 
gekürt. Für die übrigen zwei freiwer- 
denden Richterposten werden bei der 
CDU zur Zeit folgende Kandidaten ge- 
handelt: Der Kölner Verfassungsrecht- 
ler Klaus Stern, der Bonner Professor 
Fritz Ossenbühl, sowie die beiden Völ- 
kerrechtler Albrecht Randelzhofer 
(Berlin) und Dieter Blumenwitz (Würz- 
burg). Gut im Rennen sind auch noch 
Waldemar Schreckenberger, Staats- 
sekretär im Bundeskanzleramt, und 
der Konstanzer Arbeitsrechtler Bernd 
Rüthers. 


11. Strafverteidigertag, 
8. - 10. Mai in Osnabrück 
im 


Strukturveränderungen 
Verteidigung am Ende oder vor neuen Aufgaben? 


Die 290 Anwesenden stellten u.a. fest: 

Seit Beginn der 70er Jahre gibt es grundlegende Strukturveränderungen 
im Strafverfahren. Die in diesem Jahrin Kraft getretenen Gesetze-Strafver- 
fahrensänderungsgesetz 1987, Opferschutzgesetz, Gesetz zur Be 
kämpfung des Terrorismus - schließen sich nahtlos an die ‘Anti-Terror- 
Gesetzgebung der 70er Jahre an. 

Ziel sämtlicher noch nicht realisierter Gesetzespläne ist der Abbau der 
Rechtsförmigkeit des Strafverfahrens und die Verlagerung von Entschei- 
dungen in das (polizeiliche) Ermittlungsverfahren. 

Wesentliche Strukturen des liberak-rechtstaatlichen Verfahrens sind aus- 
gehöhlt worden. Verfahrensgarantien, die es dem Angeklagten ermögli- 
chen, einer eigenständigen Position auch im Gegensatz zum staatlichen 
Strafverfolgungsanspruch Geltung zu verschaffen, werden aufgehoben. 


Die Arbeitsgruppen des Strafverteidigertages haben unter anderem 
folgendes erörtert: 


Die Strafverfahren in Wackersdorf zeichnen sich aus durch hunderte 
wortgleiche Anklagen, vereinheitlichte, stereotype Polizeizeugenaussa- 
gen aufgrund erkennbarer Steuerung der Ermittlungsergebnisse durch- 
Polizei und Staatsanwaltschaft. Die Gerichte sind dabei hilflos oder un- 
willig, die so im Vorverfahren festgelegten Ermittlungsergebnisse einer 
kritischen Prüfung in der Hauptverhandlung zu unterziehen. 


Das ‘Opferschutzgesetz’ ist ein Vorwand zur Beseitigung von Verteidi- 
gungsrechten. Die sogenenannten Schutzrechte gelten nicht nur für den 
Verletzten, sondern für alle Zeugen mit der Folge, daß unter bestimmten 
Voraussetzungen beispielsweise der V-Mann oder der Kronzeuge in Ab- 
wesenheit vernommen werden dürfen und sie bestimmte Fragen nicht 
beantworten müssen. Dagegen ist eine Erleichterung der Schadenswie- 
dergutmachung gerade nicht geregelt worden. 


Eine Kronzeugenregelung pervertiert die Struktur des Strafverfahrens. 
Der Beschuldigte und damit auch sein Verteidiger werden zwangsläufig 
zum Erfüllungsgehilfen des Verfolgungsapparates. Es wird die ersatzlose 
Streichung des $ 31 BTMG gefordert und jede Art einer Kronzeugenrege- 
lung abgelehnt. 


Das ‘Prozeßmodell Stammheim’ ist die offene Negation aller tragenden 
Grundsätze eines liberalrechtstaatlichen, also kontradiktorischen Straf- 
prozesses. Die Ausweitung des $ 129 a StGB bis hin zu Streiks im öffent- 
lichen Dienst beweist, daß das ‘Modell Stammheim’ Vorreiter ist für die Le- 
galisierung des Ausnahmezustandes im politischen Strafprozeß. 
Die Zunahme der Anwendung rechtsstaatswidriger Ermittlungsmetho- 
den durch die Strafverfolgungsbehörden wurde mit vielen Beispielen be- 
legt. Entgegen der bisherigen höchstrichterlichen Rechtsprechung, die 
derartige Methoden unbeanstandet läßt, wird ein abgestuftes System von 
umfassenden Beweisverwertungsverboten bis zu Verfahrenshindernissen 
als Reaktion auf solche Verstöße gefordert. 
In Bonn werden neue Gesetze auf der Basis der Koalitionsvereinbarungen 
vorbereitet. Sie zielen auf eine weitere Kriminalisierung der Protest- und 
Widerstandsbewegung ab und auf die weitere Einschränkung von Be- 
schuldigten- und Verteidigungsrechten. Noch aber ist Verteidigung nicht 
am Ende. Jeder weiteren Einschränkung werden wir durch verstärkten Wi- 
derstand entgegentreten. Die eingetretenen Strukturveränderungen stel- 
len uns vor die Aufgabe, wesentlich stärker als bisher auf die Kontrollfunk- 
tion der Öffentlichkeit hinzuwirken. 
(Der Text ist ein bearbeiteter Auszug aus der Presseerklärung. Ein ge- 
nauerer Bericht folgt.) 

AH. 
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Tübingen: 


Staatsanwaltschaftliches 
Ermittlungsverfahren gegen 
kostenlose studentische 
Rechtsberatungsstelle 


Seit zehn Jahren gibt es in Tübingen 
eine Rechtsberatung im Rahmen 
eines studentischen Selbsthilfever- 
eins (S.S.h.e.V.). Der Verein arbeitet 
eng mit dem Studentenwerk e.V. zu- 
sammen. Zur S.S.h.e.V. gehört u.a. 
noch der psychotherapeutische Ar- 
beitskreis e.V.. Zur Aufgabe und zu 
den selbst gesteckten Zielen der 
S.S.h.e.V. gehört die kostenlose Be- 
ratung rechtshilfesuchender Kommili- 
tonen. Dabei handeltessich meistens 
um Fragen und Anliegen, die nicht so 
gewichtig sind oder scheinen, um 
damit direkt zum Anwalt zu gehen. 
Hinzu kommt, daß die Hemmschwelle 
gegenüber Kommilitonen allgemein 
niedriger ist als gegenüber Rechts- 
anwälten: Wer eben für seine 08/15- 
Problemchen keinen Jurastudenten 
persönlich kennt, fragt eben andere 
Kommilitonen, z.B. die von der 
Rechtsberatung. 

Oft werden die Ratsuchenden nur auf 
die weitgehend unbekannten Mög- 
lichkeiten des Beratungshilfege- 
setzes hingewiesen; der anschließen- 
de Weg zum Anwalt ist dann maßgeb- 
lich auf die Arbeit der S.S.h.e.V. zu- 
rückzuführen. 

Letzteres zeigt besonders deutlich, 
daß von dieser Institution keine Ge- 
fahr für die Anwaltschaft ausgeht. Im 
Gegenteil, es wird ein wichtiger Bei- 
trag geleistet, die Barriere abzubauen, 
die viele davon abhält, ihre Rechte mit 
Anwälten durchzusetzen. Rechts- 
grundlage der studentischen Rechts- 
beratung ist $ 7 Rechtsberatungsge- 
setz, wonach „auf berufsständischer 
oder ähnlicher Grundlage gebildete 
Vereinigungen im Rahmen ihres Auf- 
gabenbereiches ihren Mitgliedern Rat 
und Hilfe in Rechtsangelegenheiten” 
auch ohne ausdrückliche Erlaubnis 
erteilen dürfen. 


Eben dies wird in letzter Zeit auf Initia- 
tive eines Rechtsanwalts Christian 
Schulz von der Staatsanwaltschaft 
Tübingen bezweifelt. Der zuständige 
Staatsanwalt Henn sah sich deshalb 
bemüßigt, zusammen mit drei Kripo- 
beamten vom Dezernat für Kapital- 
verbrechen in den Räumen der 
S.S.h.e.V. eine Hausdurchsuchung 
und Beschlagnahme von Aktenmate- 
rial durchzuführen. Begründung: In 
diesen Räumen werde Rechtsbera- 
tung durchgeführt. 

Eine lächerliche Begründung, denn 
dies wurde nie bestritten, sondern es 
wurde sogar mit einem Schild am 
Hauseingang darauf hingewiesen. 
Aus welchem Grund Staatsanwalt 
Henn die Durchsuchung und Be- 
schlagnahme wirklich durchführte, 
wird er wohl nur selber wissen. Man 
kann nur vermuten, daß hier mögli- 
cherweise ein Kleinkrieg gegen Rest- 
einrichtungen des ehemaligen ASta 
geführt werden soll, in dessen Nach- 
folge sich die S.S.h.e.V. und das Stu- 
dentenwerk e.V. sehen. 

Eine Hausdurchsuchung, die zu dem 
Zweck durchgeführt wird, etwas zu 
beweisen, was schon jeder weiß und 
wissen soll, nämlich, daß in der 
Herrenbergerstraße 23 neben psy- 
chotherapeutischer’ Betreuung auch 
Rechtsberatung stattfindet, eine Be- 
schlagnahme von Unterlagen, die 
vorher schon freiwillig Herrn Henn an- 
geboten wurden, erscheint unverhält- 
nismäßig und somit rechtswidrig. 

Da die Juristen der S.S.h.e.V. aber 
nachwievor der Ansicht sind, keine 
unerlaubte Rechtsberatung durchzu- 
führen, findet diese auch weiterhin 
statt. 


Stichwort: 
Selbsthilfe 


In der Bundesrepublik Deutsch- 
land arbeiten inzwischen eine 
halbe Million Menschen in ca. 
40.000 Selbsthilfegruppen. 
Gleichgesinnte schließen sich 
zusammen, umihre Lebens- und 
Arbeitswelt menschenwürdiger 
zu gestalten oder um kulturelle 
Bedürfnisse zu befriedigen; Be- 
hinderte und Kranke, Benachtei- 
ligte und Diskriminierte kämpfen 
gemeinsam um ihre Rechte. 
Dieses Buch versucht eine um- 
fassende Klärung des Umfangs 
und der gesellschaftlichen Be- 
deutung der Sozialen Selbst- 
hilfegruppen und gibt, vor allem 
aufgrund der empirischen Be- 
funde, Handlungsvorschläge 
zur weiteren Verbreitung Sozialer 
Selbsthilfe. 


Fritz Vilmaı 
Brigitte Runge 


‚ppen. 


politisc 


e Theorie 
und  Handlungsvors 


Mit einem Von 
von Hors 


Fritz Vilmar / Brigitte Runge: 
Auf dem Weg zur 
Selbsthilfegesellschaft? 

40 000 Selbsthilfegruppen: Ge- 
samtüberblick, politische Theorie 
und Handlungsvorschläge 

Mit Adressenverzeichnis 
und-Register 

360 S., DM 22,- 
Klartext-Verlag, Essen 


Überall im Buchhandel 


Klartext Verlag 
artext Viehofer Platz 1 
4300 Essen 1 


Alternativ» 
Kommentar zum 
StGB, Band 3 
(SS 80 - 145 d) 


Luchterhand-Verlag, 
1986, 655 S., 128,- DM 


Die Reihe der Alternativ 
Kommentare, für die Rudolf 
Wassermann als Gesamt- 
herausgeber zeichnet, ver- 
folgt eine Zielsetzung, die 
über die übliche Kommen- 
tarliteratur weit hinausgeht. 
Es geht ihr um eine kritische 
Prüfung der gängigen juri- 
stischen Meinungen und 
die Entwicklung von Ausle- 
gungsalternativen, die an- 
dere Lösungsmöglichkei- 
ten anbieten, als sie bisher 
„herrschend” waren. 

Diese Zielsetzung bedingt 
eine‘ besondere Berück- 
sichtigung’historischer und 
sozialer Zusammenhänge. 
Den Alternativ-Kommenta- 
ren liegt folglich ein Wissen- 
schaftsverständnis zugrun- 
de, das Interdisziplinarität - 
gerade auch in Bezug auf 
sozialwissenschaftliche Er- 
kenntnis - anstrebt. 

Dabei steht die Praxisrele- 
vanz der untersuchten Pro- 
bleme im Vordergrund. Denn 
primäres Anliegen dieser 
Kommentierung ist es, der 
Praxis Denkanstöße und 
Orientierungshilfen zu -bie- 
ten. 

Vor diesem Hintergrund ist 
auch die fünfbändige Ge- 
samtausgabe des StGB-A- 
ternativ-Kommentars zu be- 
werten, von der nun der er- 
ste Band vorliegt. 
Gegenstand dieses zuerst 
erschienen Band 3 ist ins- 
besondere das politische 
Strafrecht. Die besondere 
Brisanz liegt auf der Hand, 
spiegelt doch dieser Rechts- 
bereich wie kein anderer 
den Wandel politischer An- 
schauungen in der Bun- 
desrepublik wieder. Unter 
dem Eindruck des „Kalten 
Krieges” wurde das politi- 
sche Strafrecht über das im 
Rechtsstaat Erträgliche hin- 
aus ausgedehnt. Ende der 
60er Jahre folgte sodann 
eine Phase der Liberalisie- 
rung. Das Aufkommen des 
politischen Terrorismus, 
aber auch die Zunahme des 
politischen Protestes und 
das Vordringen neuer De- 
monstrationsformen rück- 
ten dann das politische 
Strafrecht erneut in den 
Brennpunkt der Ereignisse 
- bis zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt. 

Im hier vorliegenden Band3 


des Alternativ-Kommentars 
wird die Position der Rechts- 
staatlichkeit und der Libera- 
lität mit durchdachten Argu- 
menten verteidigt. Den Au- 
toren-u.a. Heike Jung (Saar- 
brücken), Heribert Osten- 
dorf (Hamburg) und Bernd- 
Rüdiger Sonnen (Hamburg) 
- geht es vornehmlich da- 
rum, das Staatsschutz- und 
Demonstrationsstrafrecht im 
Geist einer freiheitlichen 
Rechtsstaatlichkeit zu inter- 
pretieren und die Bundesre- 
publik davor zu bewahren, 
daß „die Freiheit zenti- 
meterweise stirbt”. 

RT. 


Callies / Müller-Dietz 
Strafvollzugs- 
gesetz- 
Kommentar 

4. Auflage 1986, 
Beck’sche Verlagsbuch- 
handlung, München, 
752 S., 98,- DM 


In Zeiten, in denen die kri- 
minalpolitischen Zeichen 
wieder auf „Schuld und Süh- 
ne” zu stehen scheinen, ist 
eine am Resozialisierungs- 
ziel orientierte Kommentar- 
literatur notwendiger denn 
je. 
Neben dem Alternativkom- 
mentar zum StVollzG ist der 
nunmehr in 4. Auflage er- 
schienene Kommentar von 
Rolf-Peter Callies (Univer- 
sität Hannover) und Heinz 
Müller-Dietz (Universität 
Saarbrücken) insoweiteiner 
der wichtigsten Argumenta- 
tions- und Orientierungshil- 
fen. Diese Aufgabe erfüllt er 
sowohl für die Rechtspre- 
chung und Vollzugspraxis 
als auch für den Bereich 
der Ausbildung. 

Die Neuauflage bringt den 
Kommentar auf den Stand 
von Juli 1986. Eingearbeitet 
wurden insbesondere neu- 
ere Problemstellungen aus 
der Praxis der Strafvol- 
streckungskammern und 
der Vollzugsbehörden; hier- 
zu ist vor allem die Recht- 
sprechung ergänzt und auf 
den aktuellen Stand ge 
bracht worden. 

Wie bereits in den Voraufla- 
gen sind auch in dieser Aus- 
gabe die Verwaltungsvor- 
schriften der Länder in die 
Kommentierung mit einbe- 
zogen; ferner bundesrecht- 
liche Vorschriften, die für 
das StVollG von Bedeutung 
sind bzw. in einem unmittek- 
baren Sachzusammenhang 
hierzu stehen. 


Rezensionen 


Rudolf Brunner 
Kommentar zum 
Jugendgerichts- 
gesetz (JGG) 

8. Auflage 1986, Verlag 


W. de Gruyter, 680 S., 
138,- DM 


Der Kommentar zum JGG 
von Brunner vertritt-gemäß 
eigenem Anspruch - die An- 
liegen und Impulse der Pra- 
xis, dies unter Bezug der 
umsetzbaren Hilfen durch 
die Wissenschaft. So wer- 
den die zentralen aktuellen 
Diskussionsfelder des Ju- 
gendstrafrechts verstärkt 
einbezogen. Verdienstvoll 
ist, daß die „aus unberech- 
tigtem Dornröschenschlaf 
erwachende” Schadenswie- 
dergutmachung in der Ju- 
gendkriminalrechtspflege 
eine ausführliche Betrach- 
tung erfährt, wobei auch die 
Ergebnisse und Erfahrun- 
gen amerikanischer Resti- 
tutionsprogramme darge- 
stellt werden ($ 15, 8 a-b). 
Auch die - in Wissenschaft 
und Praxis kontrovers dis- 
kutierte - Frage der „Diver- 
sion” wird in diesem Kom- 
mentar - wenn auch kurso- 
risch - nachgezeichnet ($ 
45, 4 a-d): Wenn Brunner in- 
soweit allerdings meint, „ei- 
ne radikale Nichtinterven- 
tion bei Jugendlichen wird 
heute nicht mehr ernstlich 
erwogen” ($ 45, 4 c), so läßt 
dies-zumindestsoweit dies 
die Wissenschaft betrifft - 
auf eine selektive Wahrneh- 
mung des Autors schließen. 
In der Einführung des Kom- 
mentars wird ein syste- 
matisch gut aufbereiteter 
Überblick gegeben über ju- 
gendkriminologische Aspek- 
te sowie über die Grundge- 
danken undden Erziehungs- 
auftrag des JGG gegeben. 
Der Referentenentwurf ei- 
nes 1. JGGÄndG wird bei 
den einzelnen Vorschriften 
dort angesprochen, wo hier- 
durch ein Schlaglicht auf 
geltendes Recht gewon- 
nen wird. 

Die obergerichtliche Recht- 
sprechung und Lehre ist bis 
Juli 1986 - wertend - ein- 
gebaut. 


Bernd v. Maydell (Hg.) 
Lexikon 

des Rechts- 
Sozialrecht 
Luchterhand-Verlag, 
1986, 500 S., 98,- DM 


Dieses Lexikon vermittelt 
die Grundlagen des gesam- 
ten Sozialrechts. Das Werk 
hilft rasch beim Einstieg in 
diese unübersichtliche, in 
mehr als 800 Gesetzen und 
Verordnungen geregelte 
Rechtsmaterie. 72 alphabe- 
tisch geordnete Artikel un- 
terrichten den Leser über 
die Probleme des Rechts 
der sozialen Sicherheit. Da- 
bei ist das Lexikon so ge- 
staltet, daß nicht nur der ju- 
ristische Fachmann davon 
profitiert. Auch juristisch 
nicht vorgebildete Leser fin- 
den in diesem Buch fundier- 
te Informationen über die 
aktuelle Rechtslage. 

Die 16 Verfasser des Lexi- 
kons erläutern das weitver- 
zweigte soziale Sicherungs- 
system übersichtlich und di- 
daktisch einprägsam. D.h,, 
zum einen sind die Beiträge 
in einer allgemein verständ- 
lichen, prägnanten Sprache 
abgefaßt, zum anderen wur- 
de besonderer Wert auf die 
klare und einheitliche Kon- 
zeption der Artikel des Lexi- 
kons gelegt: 

Die Beiträge sind in sich ab- 
geschlossene Darstellun- 
gen eines Themas. Zahlrei- 
che Verweise stellen Zu- 
sammenhänge der verschie- 
denen Bereiche des Sozial- 
rechts her und erhöhen den 
Informationswert. Im An- 
schluß an jeden Artikel tin- 
detsichein Verzeichnisaus- 
gewählter Literatur. 

Eine ausführliche Ein- 
leitung behandelt die we- 
sentlichen Begriffe und In- 
stitutionen des Sozialrechts 
in einer Gesamtschau und 
verschafft so einen syste- 
matischen Überblick. Ein 
dem Lexikon vorangestelk 
tes, separates Literaturver- 
zeichnis gibt weiterführen- 
de Hinweise für ein vertie- 
fendes Studium. die abge- 
rundete Konzeption dieses 
Lexikons spricht auch aus 


Materialien's 


dem umfangreichen Stich- 
wortverzeichnis, das mit 
mehr als 2.500 Eintragun- 
gen den Zugriff auf Detai- 
fragen sicherstellt. 

Das „Lexikon des Rechts- 
Sozialrecht” seijedem Prak- 
tiker und Wissenschaftler 
empfohlen, der mit Fragen 
des Sozialrechts zu tun 
hat. 


Wolfgang Thalmann 
Praktikum des 
Familienrechts 

2. Auflage, C.F. Müller- 
Verlag, 1987, 286 S., 
34,- DM 

Die vorliegende 2. Auflage 
dieses Werkes zum Fami- 
liengerichtsverfahren setzt 
die bisherige Zielrichtung 
fort. DemStudierenden, dem 
Rechtsreferendar sowie der 
‚Anwaltschaft wirdein umfas- 
sender Überblick über die 
seit dem 1.7.1977 geltende 
Rechtsmaterie geboten. In- 
zwischen enthält das Buch 
über 1.000 Nachweise wich- 
tiger Entscheidungen. Aus- 
serdem sind das Unterhalts- 
änderungsgesetz und das 
IPR-Gesetz eingearbeitet 
sowie die seit dem 1.1.1986 
geltenden Veränderungen 
im Versorgungsausgleichs- 
recht berücksichtigt. 

Der Anhang ist durch zu- 
sätzliche Übersichten zu 
wichtigen Einzelkapiteln er- 
gänzt; er enthält nunmehr 
auch die Sammlung der 
wichtigsten BGH-Recht- 
sprechung zum Verfahrens- 
recht in Familiensachen. Ins- 
gesamt ist die Konzeption 
des Bandes gleichermaßen 
für Studium, Examen und 
Praxis angelegt. 


Paul Michael Seifert 
Handkommentar 
zum Bundes- 
ausbildungs- 
förderungsgesetz 
(BAföG) 

C.F. Müller-Verlag, 
1987, 450 S., 98,- DM 
Das BAföG ist seit fünfzehn 


Jahren Bestandteil der So- 
zialrechtsordnung der Bun- 


desrepublik und seit zehn 
Jahren ein besonderer Teil 
des Sozialgesetzbuches. 
Der hier vorgelegte Hand- 
kommentar enthält Erläute- 
rungen zu sämtlichen Vor- 
schriften des Gesetzes nach 
dem Stand der 10. Novelle 
vom 16. Juni 1986, die zum 
BAföG ergangenen Verord- 
nungen einschließlich der 
neuen BAföG-Zuschlagsver- 
ordnung sowie die Allgemei- 
ne Verwaltungsvorschrift in 
der Fassung vom 30. Juli 
1986. In die Kommentie- 
rung ist dieteilweise schwer 
zugängliche Rechtspre- 
chung zum BAföG eingear- 
beitet, mit deren Hilfe die 
Probleme, die sich bei der 
Anwendung des Gesetzes 
in der Praxis stellen, gelöst 
werden können. 


Nils Christie 
Grenzen des 
Leids 

AJZ Druck und Verlag, 
Bielefeld 1986 mit einer 
Einleitung von Prof. 
Heinz Steinert, hrsg. von 
Knut Papnedorf, 150 S., 
15,- DM 

Dieses unter dem engli- 
schen Titel ‘limits to pain’ 
(1981) bekanntgewordene 
Buch des norwegischen 
Prof. für Kriminologie ist be- 
reits ein Standardwerk des 
sog. ‘Abolitionismus. Es 
sorgte auch international 
für z.T. heftig geführte Aus- 
einandersetzungen nicht 
nur innerhalb der ‘kriti- 
schen Kriminologie‘. 
Christie rückt seine zentra- 
len Thesen gleich an den 
Beginn seiner Ausführun- 
gen: „Strafen durch die In- 
stitutionen des Rechts zu 
verhängen, heißt Leiden 
zuzufügen und zwar beab- 
sichtigte Leiden.” Da sich 
dies oft ineinem Gegensatz 
zu „hochgeschätzten Prin- 
zipien wie etwa Mensch- 
lichkeit und Nachsicht” be- 
finde, würden Versuche 
unternommen, „das Wesen 
der Strafe zu verschleiern” 
oder „die vorsätzliche Zu- 
fügung von Schmerz zu 
rechtfertigen”. 


Es handelt sich um eine 
fundierte wenngleich nicht 
wissenschaftlich über- 
frachtete und daher gut 
lesbare Kritikan'modernen’ 
Straftheorien und -prakti- 
ken:  „Resozialisierungs- 
versuche an Rechtsbre- 
chern schaffen Gerechtig- 
keitsprobleme.” Christies 
Fernziel ist eine geselk- 
schaftliche Situation, „in 
der sich das Prinzip der 
Verbrechensbestrafung” 
ebenso auflöst wie „einige 
wesentliche Strukturen des 
Staates”. 

“Grenzen des Leids’ ist ein 
wichtiges Buch, um der 
vordringenden konservati- 
ven Kritik am Resozialisie- 
rungs-Strafrecht etwas 
konstruktives entgegenzu- 
setzen. Es sei nicht zuletzt 
auch wegen der Einführung 
von Steinert: „Abolitionis- 
mus: Die harte Wirklichkeit 
und der Möglichkeitssinn” 
und einer Bibliographie 


zum Thema allen Leser/ 
inne/n ans Herz gelegt. 
Helmut Pollähne 


@ Kongreß-Reader 
„kein Staat mit diesem 
Staat?” 
Bielefeld 1986, 374 S., 
nur noch 10,- DM! 
Über 50 Beiträge zu den 
Themenbereichen 
„Freiheitsrechte, 
Repression und 
staatliche Hilfe in der 
Demokratie”, sowie 
Frieden/Frauen- 
bewegung/Ausländer/ 
innen/iInnere Sicherheit 
Bezug: Überweisung von 
10,- DM auf Kongreß- 
Konto, Sparkasse Biele- 
feld BLZ 480 501 61, 
Kt. Nr. 43 60 27 39 


@ Dokumentationen der 
Strafverteidigertage 
in der Schriftenreihe der 
Strafverteidiger-Vereini- 


gungen 
Noch erhältlich: Doku- 
mentationen des 
8./9./10. Strafverteidi- 
gertages 

Bezug: Weismann Ver- 
lag, c/o mi Verlags- 
lieferung 

8910 Landsberg Justus- 
von-Liebig-Str. 1 


®@K.H. Grieger u.a. (Hrsg.), 
Zum Beispiel Radio 
Dreyeckland, 
Dreisam-Verlag, Frei- 
burg, 1986, 176 
19,80 DM. 


@ Ratgeber 


® Augstein, Koch, Wasman 
über den Schwanger- 
schaftsabbruch wissen 
sollte, dtv, 1985, 240 S., 
9,80 DM 


®@ Mietrecht für Mieter, 
rororo 1987, 302 S., 
10,80 DM 


@ Verbraucherzentrale 
NRW (Hrsg.) 
Hilfe für verschuldete 
‚Arbeitnehmer, 
Bezug: Verbraucher- 
zentrale NRW, Mintrop- 
str. 27, 4000 Düsseld. 1 


Wackersdorf - das ist für viele Menschen der Ort 
spektakulärer Demonstrationen und gewalttätiger 
Auseindersetzungen zwischen Polizei und Geg- 
nern der geplanten Wiederaufbereitungsanlage. 
Die Vermarktung einer großen Konzertveranstal- 
tung trägt ebenfalls dazu bei, daß die spektaku- 
lären Medienereignisse den Widerstand der 
Menschen vor Ort zum belanglosen Nebenbei 


werden lassen. 


Roman Arens/ Beate Seitz/ Joachim Wille 


Wackersdorf 


Der Atomstaat und die Bürger 
mit zahlreichen Abbildungen, ca. 180 S., ca. 19,80 DM 


ISBN 3-88474-424-0 
Klartext Verlag 
artex Viehofer Platz 1 
4300 Essen 1 


= 

wenn ae die Abonnement-Bestellkarte ausfüllen, ausschneiden, auf eine 
Postkarte kleben, diese an den Klartext-Verlag, Viehofer Platz 1 in 

4300 Essen 1 adressieren, eine Briefmarke organisieren und befestigen können - und Ihnen der 

Weg zum Briefkasten nicht zu weit ist. 


4x im jahr 


Lieferanschrift für die Zeitschrift Ü Hiermit bestelle ich ein Abonnement / 
Förderabonnement der Zeitschrift 


FORUM RECHT 


Name, Vorname 
U Ich möchte ein Abonnement 
der Zeitschrift FORUM RECHT 


Straße, Nr. verschenken. 


Bitte beachten Sie: Geschenkabonnements werden 

von uns erst nach Zahlungseingang bearbeitet. 

PLZ, Wohnort Bitte geben Sie auf dem Überweisungsformular den 
Namen des Beschenkten an. 


D Ein Verrechnungsscheck über den Betrag von 12,50 DM / 50, DM * liegt bei 


©) Der Betrag von 12,50 DM / 50,- DM wurde von mir auf das Konto Nr. 204 610 (BLZ 360 501 05) bei der 
Stadtsparkasse Essen / auf das Konto Nr. 1940 68 - 437 (BLZ 360 100 43) PGA Essen überwiesen. * 


© Sitte schicken Sie mir eine Rechnung, die ich sofort nach Eingang bezahlen werde, 
da mir bekannt ist, daß ansonsten die Lieferung eingestellt wird. 


Ein Abonnement umfaßt 4 Ausgaben incl. 7% MwSt und Versandkosten. 

Die erste Lieferung der Zeitschrift erfolgt mit der nächsten Ausgabe. 

Das Abonnement gilt zunächst für ein Jahr, es verlängert sich automatisch um jeweils ein weiteres Jahr, wenn 
nicht spätestens zwei Monate vor Ablauf der Bezugszeit schriftlich gekündigt wird, 

Mir ist bekannt, daß ich diese Bestellung innerhalb von 14 Tagen schriftlich widerrufen kann. 


Datum Unterschrift 


